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Amts Blatt gz 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 49. Marienwerder, den 8. Dezember 1886. 


Bekanntmachungen auf Grund des Reichs⸗ verſendungen bald zu beginnen, damit die Packetmaſſen 
geſetzes vom 21. Oktober 1878. ſich nicht in den letzten Tagen vor dem Feſte zu ſehr 

1) Auf Grund der 88 11 und 12 des Reichsgeſetzes Er wodurch die Pünktlichkeit in der Be⸗ 
h D echte (at, förderung leidet. 

gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial ie Pace nd RE Dee 


demokratie vom 21. Oktober 1878 iſt das Flugblatt: i f d 
„Was hat die ländliche Se DE u OS Pappkaſten, ſchwache Schachteln, Cigarrenkiſten 2c. find 


Sozialdemokratie zu erwarten? Schweiz. Ge- nicht zu benutzen. Die Aufſchrift der Packete muß 
noſſenſchaftsdruckerei Hottingen⸗Zürich“ unterm heutigen deutlich, vollſtändig und haltbar bergeftellt ſein. Kann 
Tage von der unterzeichneten Landes Polizeibehörde die Aufſchrift nicht in deutlicher Weiſe auf das Packet 
verboten worden. geſetzt werden, ſo empfiehlt ſich die Verwendung eines 
Schleswig, den 23. November 1886. Blattes weißen Papiers, welches der ganzen Fläche nach 
Königliche Regierung Abtheilung des Innern. feſt aufgeklebt werden muß. Am zweckmäßigſten ſind 

0 bon Fang e gedruckte Aufſchriften auf weißem Papier. Dagegen 

2) Auf Grund des § 12 des Reichsgeſetzes gegen die dürfen Formulare zu Poſt⸗Packetadreſſen für Packet⸗ 
gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie aufſchriften nicht verwendet werden. Der Name des 


vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur öffentlichen Beſtinmungsortes muß ſtets recht groß und kräftig 
Kenntniß gebracht, daß die vom 6. tente 1886 gedruckt oder geſchrieben fein. Die Packetaufſchrift muß 


datirte Nr. 1 der in London erſcheinenden periodiſchen Amtliche Angaben der Begleitadreſſe enthalten, zutref⸗ 


Druckſchrift: „Die Autonomie. A iſtiſch kom⸗ fendenfalls alſo den Frankovermerk, den Nachnahme⸗ 
Biel, eine 15 der et betrag nebſt Namen und Wohnung des Abſenders, den 


Publishi Vermerk der Eilbeſtellung u. ſ. w., damit im Falle des 

n 1 Geck 1 1 ee K di auch Kee 

de f d em Empfänger ausgehändigt werden kann. Auf Packeten 

1 eddi wee e een nach größeren Orten d die Wohnung des Empfängers, 

Berlin, den 27. November 1886. auf Packeten nach Berlin auch der Buchſtabe des Poſt⸗ 

Der Königliche Polizei⸗Präſident. bezirks (0., W., SO. u. |. w.) anzugeben. Zur Be: 

Freiherr von Richthofen. ſchleunigung des Betriebes trägt es weſentlich bei, wenn 

3) Auf Grund des $ 12 des Reichsgeſetzes gegen die die Packete frankirt aufgeliefert werden. Das Porto 

gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie für Packete ohne angegebenen Werth nach Octen des 

vom 21. Dftober 1878 wird hierbucdh zur Wetten de lane - Moftgebiets Geträgt bis zum Bericht 

Kenntniß gebracht, daß die 31 Oktapſeiten umfaſſende von 5 Kilogramm: 25 Pf. auf Entfernungen bis 
nichtperiodiſche Druckſchrift: „Geſetz und Auto⸗ 10 Meilen, 50 Pf. auf weitere Entfernungen. 

rität“ mit dem Druckoermerk: „International Publi- Berlin W., den 2. Dezember 1886. 

shing Company, 35 Newington Green Road, London“, Der Staats ſeiretar des Reichs Poſtamts. 


nach § 11 des gedachten Geſetzes durch den Unterzeich⸗ , In Vertretung: 


neten von Landespolizeiwegen verboten worden iſt. Sachſe. 
Berlin, den 2. Dezember 1886. 
Der Königliche Polizei⸗Präſidem. Verordnungen und Bekanntmachungen 
Freiherr von Richthofen. der Provinzial⸗Behörden. 


5) Bekanntmachung. 
rn auntmachungen Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 


Je Central-Behörden. vom 17. Juni 1884 bringe ich die erfolgte Ernennung 

4 Bekanntmachung. des Gutsvorſtehers und Guts⸗Adminiſtrators Gertz in 

Die Weihnachtsſendungen betreffend. Adl. Klein Schönbrück zum Stellvertreter des Standes⸗ 

Das Reichs⸗Poſtamt richtet auch in dieſem Jahre beamten für den Bezirk Klein Schönbrück im Kreiſe 

an das Publikum das Erſuchen, mit den Weihnachts⸗ Graudenz, an Stelle des inzwiſchen verſtorbenen Beſitzers 
Ausgegeben in Marienwerder am 9. Dezember 1886. 


. 


— 376 —- 


Brockſien aus Bialek, hierdurch zur öffentlichen Schönwieſe, Kolloſomp und Neumark von dem Kreis⸗ 
Kenntniß. ſchulinſpektionsbezirke Roſenberg abgezweigt und dem 
Danzig, den 27. November 1886. Bezirke Stuhm zugewieſen, ſowie die Schulen zu Baum⸗ 
Der Oberpräſident. garth evang. und kath., Lichtfelde evang. und kathol., 
6) Bekanntmachung. Budiſch, Bruch, Güldenfelde und Gr. Brodsende von 
Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom dem Bezirke Stuhm abgezweigt und dem Kreisſchul⸗ 
25. Auguſt 1874 bringe ich die erfolgte Ernennung inſpektionsbezirke Roſenberg zugewieſen haben. 
des Gemeindevorſtehers und Beſitzers Meißner in Marienwerder, den 1. Dezember 1886. 
Gr. Leiſtenau zum Stellvertreter des Standesbeamten Königliche Regierung, 
für den Bezirk Schloß Leiſtenau im Kreiſe Graudenz, Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
an Stelle des inzwiſchen verſtorbenen Gutspächters 11) Dem Fräulein Ida Rehbein in Menthen, Kreiſes 
Funk aus Köwallek, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. Stuhm, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk 
Danzig, den 27. November 1886. als Hauslehrerin und Erzieherin zu fungiren. 
Der Oberpräſident. Marienwerder, den 23. November 1886. 
7) Bekanntmachung. Königliche Regierung, 
Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
vom 17. November 1880 bringe ich die erfolgte Ernen⸗ 12) Dem Fräulein Olga Neudorff zu Altmark, 
nung des Gutsvorſtehers Schwetas in Mol, Neudorf Kreiſes Stuhm, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſei⸗ 
zum Stellvertreter des Standesbeamten für den Bezirkſtigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin zu 
Neudorf im Kreiſe Strasburg Weſtpr., an Stelle des fungiren. 
aus dieſem Bezirk verzogenen Gutsverwalters Obuch, Marienwerder, den 26. November 1886. 
hierdurch zur öffentlichen Keuntniß. Königliche Regierung, 
Danzig, den 27. November 1886. Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 


8) = Lë ec E 13) Die Kreis⸗Phyſikatsſtelle des Kreiſes Oſterode 
Nachdem die beſondere Anısolatts = Kaffe bei der. Oſtyr. d durch die Verſetzung des bisherigen Inha⸗ 

hieſigen Königlichen Regierung aufgehoben iſt und die bers erledigt. 30 fordere geeignete Bewerber hierdurch 
Geſchäfte derſelben der Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſe hierſelbſt Sch 19 Labels lan der Sage Beuanifie 
übertragen worden find, find alle früher der Amtsblatts⸗ mit 15 melden. mae eee ß 
Kaſſe zugegangenen Geldſendungen für Aufnahme von e 5 3 
nfertionen in das Amtsblatt, für Terence auf Königsberg, ber 27. ae, 1886. 
daſſelbe u. |. w. fortan ausſchließlich an die Regierungs⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 
Haupt Kaſſe zu richten. 14) Bekanntmachung. 

Vorſtehendes wird hiermit zur Kenntniß aller Nachſtehenden 
Betheiligten gebracht. 

Marienwerder, den 27. November 1886. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

9) Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben mittelſt 
Allerhöchſter Ordre vom 8. d. Mis. ausnahmsweiſe 
noch für das Jahr 1887 die Erlaubuiß zu ertheilen 
geruht, daß zu der in Verbindung mit der ſtändigen 
Ausſtellung für Kunſt und Kunſtgewerbe zu Weimar 
beabſichtigten, von dem Großherzoglich Sächſiſchen Staats⸗ 
miniſterium genehmigten Ausſpielung von Gegenſtänden 
der Kunſt und des Kunſtgewerbes auch im dieſſeitigen 
Staatsgebiete und zwar im ganzen Bereiche deſſelben 
Looſe vertrieben werden dürfen. 

Indem ich dieſes zur öffentlichen Kenntniß bringe, 
weiſe ich die Polizeibehörden und Polizeibeamten des 
Bezirks an, dem Vertriebe der Looſe zu der im Jahre 


SÉ il 
zur Erhebung des Standgeldes auf den Wochenmärkten 
in der Stadt Culm 


1. Für die Verkaufsſtätte von Waaren, Lebens⸗ 
mitteln und Gegenſtänden aller Art auf Tiſchen, Bänken, 
in Buden, Kaſten, Fäſſern, Körben, Haufen ꝛc. 

. fi Den ee, TEE 
b > 1 


2. Für einfache Töpfer: und Holzwaren, 

wenn dieſelben auf dem Boden ausgeſtellt ſind 
a. für den [Mete „ 
b 11 


` D 72 H D D b KR M . D 

3. Für Waaren, welche auf Stangen 
feilgeboten werden 

a. für den laufenden Meter e 


1887 ſtattfindenden Ausſpielung Hinderniſſe nicht in b., % r ta 
den Weg zu legen. 4. Für einen Wagen oder Schlitten 
Marienwerder, den 27. November 1886. A, leer SE Dën e UD 
Der Regierungs⸗Präſident. b. beladen , , EEN 
10) Unter Bezugnahme auf unſere Bekanntmachung 5. Für einen Handwagen, Handſchlitten 
vom 16. d. Mts. (Amtsblatt Nr. 47) bringen wirſoder Karren, leer oder beladen 5 


hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß wir die Schulen 6. Für ein Schwein, Kalb, Reh, Ziege, 
zu Mirahnen, Nikolaiken, Pr. Damerau, Sadluken, Lamm oder Ferkel. 


L D mm 


* “ kk? ue H H N „ 9 Kg" WT 


PATE ANM ? MA 
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7. Für einen Hafen, Kaninchen, Trut⸗ 
hahn, Pale und Gan??;..: KA 
8. Für eine Ente, Huhn, Taube, Reb⸗ 
huhn und ein Paar Krammetsvöge!l . 1 
9. Für Eier, Butter, Käſe, Gemüſe, 
Grünzeug, Blumen, Obſt, Waldbeeren und 
ähnliche Produkte, welche ſtehend in einem 
Handkorbe ausgeboten werden 
10. Für Grünzeug, Gemüſe und Blu⸗ 
men, wenn dieſe Gegenſtände in Haufen auf 
dem Erdboden ausgeſtellt werden, pro [Meter 


Allgemeine Beſtim mungen. 


a. Das Standgeld wird auf den Wochenmärkten 
für die Dauer des Marktes, 2 Uhr Nachmittags, 


2 


= 


ftelle, nicht beim Eingang der Waare in den Marktort 


3 Pf. Ver, 


Culm, den 15. Oktober 1886. 
Der Magiſtrat. 

Vorſtehender Tarif wird auf Grund des § 130 
des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 hierdurch 
genehmigt. 

Marienwerder, den 29. November 1886. 


(L. S.) 
Der Bezirks⸗Ausſchuß. 
In Vertretung: 
Unterſchrift. 


publiziren wir mit dem Bemerken, daß die Erhebung 
des Standgeldes mit dem 1. Januar 1887 beginnen 


erhoben. wird. 
b. Ueberſchießende Dezimeter oder [] Dezimeter Culm, den 3. Dezember 1886. 
ſind nicht zu berechnen. | Der Magiſtrat. 
6. Die Erhebung darf nur auf der Verkaufs⸗ Fiſchbach. 
15) Bekanntmachung. 


Am 15. Dezember d. J. wird die im Bau 


begriffene, 13,46 km lange, dem Königlichen Eiſen⸗ 


bahn⸗Betriebsamte Thorn zu unterſtellende Eiſenbahnſtrecke Garnſee⸗Leſſen dem öffentlichen Verkehr übergeben 


werden. 


Auf derſelben werden folgende gemiſchte Züge mit Perſonenbeförderung in II. bis IV. Wagenklaſſe 


nach Ortszeit verkehren: 


Gemiſchter Sta -- Geſammt⸗ KC EECH 
emiſchter Zug x 2 Gemiſchter Zug 
812 | 814 Entfer⸗ Stationen. fer⸗ 811 813 
nun 

gut, ` Abf.] Ant. Abf. km im | mt. Abf. get Abf. 
Vorm. 7.19 Nachm. 2.35 7 Leſſen R 1346 | 10.28 | Vorm. 6.46 Nachm. 
2.37 7.38 | 2.53 2.54 4.18 A Wiederſee 9.28 | 10.07 10.08 65 628 
7.50 | 7.51 | 3.06 RN 2.49 | Schönbrück | 6.79 | SE 9.55 6.12 63 
8.20 Vorm. ] 3.36 Nachm.] 6.79 ; Garnſee A Vorm. 9.25 [Nachm. 5.23 


bé, (Die Fahrzeiten find in der Richtung der Pfeile zu leſen.) 
Die Perſonen⸗ und Gütertarife find bei allen Stationen verkäuflich. 


Bromberg, den 2. Dezember 1886. 


16) Die am 15. Dezember d. J. auf der Strecke 
Garnſee⸗Leſſen zur Eröffnung kommenden Halteſtellen 
Schonbrück und Wiederſee find von dem Verkehr von 
Vieh und Fahrzeugen, ſowie von der Gepäckabfertigung 
ausgeſchloſſen. 
Bromberg, den 2. Dezember 1886. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
17) Bekanntmachung, = 
betreffend das Examen pro ministerio. 
Diejenigen Kandidaten der Theologie, welche ſich 
dem Examen pro ministerio im nächſten Termin unter⸗ 
ziehen wollen, haben uns ihre Meldung bis ſpäteſtens 
1. Januar k. J. einzureichen. 
Der Meldung ſind beizufügen: 
1. der Taufſchein, 
2. das Abgangszeugniß von der Univerſität bezw. 
den Univerſitäten, 
3. das Abendmahlzeugniß, 


Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


4. die erlangte licentia concionandi, 

5. das Ephoralzeugniß, 

6. der Nachweis über die erledigte Militärdienſtpflicht 
bezw. die Befreiung von derſelben, 

7. die Beſcheinigung über die Fähigkeit im Kirchen⸗ 
geſang und Orgelſpiel, 

8. das Atteſt über den Beſuch eines Schullehrer⸗ 
Seminars, 

9. ein deutſch abgefaßter Lebenslauf, welcher nicht 
allein auf einen dürftigen Abriß der blos äußern 
Lebensumſtände zu beſchränken iſt. 

Sollte das Zeugniß zu 6 nicht gleich bei der 
Meldung oder bis zur Prüfung ſelbſt beigebracht werden 
können, ſo wird die Prüfung dadurch zwar nicht auf⸗ 
gehalten, die Ausfertigung des Wahlfähigkeitszeugniſſes 
nach beſtandener Prüfung aber muß bis zur Beibrin⸗ 
gung der gedachten Zeugniſſe ausgeſetzt werden. 

Dagegen iſt das Zeugniß zu 8 eine Bedingung, 


r rn _ 


Aen. 
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ohne deren Erfüllung die Zulaſſung zum mündlichen |fozietät der oſtpreußiſchen Landſchaft“ iſt dieſem Amts⸗ 
Examen nicht erfolgen kann. a blatt als beſondere Beilage beigefügt und wird fo zur 
Auf der Meldung iſt die Wohnung genau an⸗xäffentlichen Kenntniß gebracht. 
zugeben. Königsberg, den 3. Dezember 1886. 
Danzig, den 24. November 1886. General⸗Feuerſozietäts⸗Direktion der oſtpreußiſchen 


Königliches Konſiſtorium der Provinz Weſtpreußen. Landſchaft. 
Grundſchöttel. Boltz. 
18) Bekanntmachung, 21) Bekanntmachung. 


betreffend das Examen pro licentia concionandi. 
Diejenigen Theologie⸗Studirenden und Kandidaten, 
welche ſich dem Examen pro licentia concionandi im 
nächſten Termin unterziehen wollen, haben uns ihre 
Meldung bis ſpäteſtens zum 1. Januar k. J. ein⸗ 
zureichen. 
Der Meldung ſind beizufügen: 
. der Taufſchein, 
das Abgangszeugniß vom Gymnaſium, 
das Abgangszeugniß von der Univerſität bezw. 
den Univerſitäten, 
das Abendmahlszeugniß, 
ein deutſch abgefaßter Lebenslauf, welcher nicht 
allein auf einen dürftigen Abriß der blos äußern 
Lebensumſtände zu beſchränken iſt. 
Sollte das Zeugniß zu 3 deshalb noch nicht bei: 
gebracht werden können, weil es erſt am Schluſſe des 11115. 11238. 11251. 11259. 11270. 
Semeſters ertheilt wird, ſo iſt ſtatt deſſelben vorläufig 11409. 
entweder eine Beſcheinigung des Herrn Dekans über die Littr. B. A 1500 Mk. 20 Stück Nr. 83. 310. 575. 
Dauer des Univerſitäts⸗ Studiums oder das Anmelde⸗ 653. 1158. 1167. 1369. 1405. 1475. 
buch einzureichen. Jedenfalls muß aber das Abgangs⸗ 1642. 1664. 1768. 2110. 2305. 2309. 
zeugniß ſelbſt am Schluß des Semeſters und vor Beginn 2466. 2506. 2544. 2615. 2842. 
des Examens uns vorgelegt werden. Littr. C. a 300 Mk. 93 Stück Nr. 658. 780. 1422. 
Auf der Meldung iſt die Wohnung genau an⸗ 1588. 1872. 1948. 2066. 2069. 2095. 
zugeben. 2125. 2952. 3181. 3300. 3521. 3582. 
Danzig, den 24. November 1886. 3741. 3805. 3866. 4081. 4641. 4747. 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Weſtpreußen. 4868. 4931. 5072. 5074. 5181. 5306. 
Grundſchöttel. 5520. 5578. 5622. 5791. 5891. 5912. 
19) Nachtrag 6305. 6316. 6493. 6502. 6540. 6673. 
zum revidirten Reglement der oſtpreußiſchen Land⸗ 6850. 7037. 7177. 7326. 7519. 7523. 
Feuerſozietät vom 12. Mai 1884. 7546. 7891. 8015. 8108. 8762. 8872. 
8932. 8951. 8960. 9014. 9051. 9266. 
9453. 9541. 9631. 9720. 9751. 10157. 
10222. 10405. 10864. 11158. 11378. 
11508. 11736. 11749. 11840. 11939. 
12056. 12158. 12193. 12362. 12489. 
12528. 12813. 12884. 12979. 14458. 
14545. 14586. 14637. 14733. 14793. 
14986. 15961. 16115. 16298. 16446. 
Littr. D. à 75 Mk. 75 Stück Nr. 19. 191. 413. 444. 
446. 657. 858. 1531. 1680. 1832. 1833. 
1838. 2172. 2260. 2633. 2927. 2966. 
3112. 3181. 3220. 3367. 3538. 3699. 
3963. 4069. 4072. 4344. 4352. 4607. 
4677. 4809. 4863. 4961. 5081. 5090. 
5124. 5184. 5317. 5325. 5363. 6485. 
6577. 6923. 7156. 7340. 7392. 7432. 
7977. 8172. 8304. 8556. 8577. 8674. 
8731. 8737. 8806. 8935. 9083. 9101. 
9152. 9443. 9494. 9753. 9772. 9945. 


In der nach den Beſtimmungen der Gë 39, 41 
und 47 des Geſetzes vom 2. März 1850 und nach 
unſerer Bekanntmachung vom 25. v. Mts. heute ſtatt⸗ 
gefundenen öffentlichen Verlooſung von Rentenbriefen 
ſind nachfolgende Nummern gezogen worden: 

Littr. A. à 3000 Mk. 69 Stück Nr. 20. 410. 420. 
568. 739. 757. 817. 1145. 1414. 1474. 
1964. 2200. 2229. 2537. 2546. 2784. 
2810. 3035. 3093. 3169. 3264. 3272. 
3320. 3862. 3994. 4067. 4096. 4114. 
4277. 4312. 4731. 4781. 4807. 4943. 
5043. 5183. 5395. 5400. 6209. 6334. 
6553. 6618. 6916. 6993. 7097. 7278. 
7395. 7622. 7813. 7882. 7956. 8060. 
8216. 8249. 8400. 9047. 9610. 9816. 
10015. 10253. 10519. 10538. 11107. 


Em Ve 0 PO ki 


Der § 27 des Reglements vom 12. Mai 1884, 
betreffend die Erhebung von Fundationsbeiträgen, wird 
aufgehoben. 


Es wird hiermit beſcheinigt, daß die Repräſentanten 
der oſtpreußiſchen Land⸗Feuer⸗Sozietät obigem Nachtrage 
zum Sozietäts⸗Reglement zugeſtimmt haben. 

Königsberg, den 23. November 1886. 

gez. Dr. Beerbohm. 
Direktion der oſtpreußiſchen Land⸗Feuerſozietät. 


Vorſtehender Nachtrag wird gemäß § 124 des 
Reglements vom 12. Mai 1884 hierdurch genehmigt. 
Königsberg, den 24. November 1886. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Oſtpreußen. 
gez. von Schlieckmann. 
20) Das durch Allerhöchſten Erlaß vom 1. Novem⸗ 
ber 1886 genehmigte „Revidirte Reglement der Feuer⸗ 


KA 
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10014. 10139. 10865. 12014. 12265.][ Perſonal⸗Veränderungen im Departement des 
12291. 12756. 12788. 13335. 13602. Königl. Oberlandes gerichts zu Marienwerder 


Die Inhaber werden aufgefordert, gegen Quittung 


pro Monat November 1886. 


und Einlieferung der ausgelooſten Rentenbriefe in I. Ernannt: 1) der Gerichtsaſſeſſor Dr. Reſchke zum 


coursfähigem Zuſtande nebſt den dazu gehörigen 

Coupons Ser. V. Nr. 10—16 und Talons den Nenn⸗ 

werth von unſerer Kaſſe hierſelbſt, Poſtſtraße Nr. 15a, 
vom 1. April 1887 ab in den Wochentagen 
von 9 bis 12 Uhr Vormittags 

in Empfang zu nehmen. 

Den Inhabern von ausgelooſten und gekündigten 
Rentenbriefen ſteht es auch frei, die zu realiſirenden 
Rentenbriefe mit der Poſt an die Rentenbank⸗Kaſſe 
portofrei einzuſenden und den Antrag zu ſtellen, daß 
die Uebermittelung des Geldbetrages auf gleichem Wege 
und, ſoweit ſolcher die Summe von 400 Mark nicht 
überſteigt, durch Poſtanweiſung, jedoch auf Gefahr und 
Koſten des Empfängers erfolge. Einem ſolchen Antrag 
iſt eine ordnungsmäßige Quittung beizufügen. 

Vom 1. April 1887 ab hört die Verzinſung 
der ausgelooſten Rentenbriefe auf und es wird der 
Werth der etwa nicht mit eingelieferten Coupons bei der 
Auszahlung vom Kapital in Abzug gebracht. 

Die Verjährung der ausgelooſten Nentenbriefe 
tritt nach den Beſtimmungen des § 44 d. g. G. binnen 
10 Jahren ein. 

Hierbei machen wir zugleich darauf aufmerkſam, 
daß die Nummern aller gekündigten, reſp. zur Einlöſung 
noch nicht präſentirten Rentenbriefe durch die von der 
Redaktion des Königlich Preußiſchen Staats⸗Anzeigers 
in Berlin herausgegebene „Allgemeine Verlooſungs⸗Ta⸗ 
belle“ im Mai und November jeden Jahres veröffent⸗ 
licht werden. Das Stück dieſer Tabelle iſt bei der ge⸗ 
dachten Redaktion für 25 Pfg. käuflich. 

Königsberg i. Pr., den 17. November 1886. 

Königliche Direktion 


Landrichter beim Landgerichte zu Konitz, 

2) der Gerichtsaſſeſſor Dr. Rekittke zum Staats⸗ 
anwalt bei der Staatsanwaltſchaft des Land⸗ 
gerichts zu Konitz, 

3) der Gerichtsaſſeſſor Schwarz zum Staatsanwalt 
bei dem Landgerichte zu Thorn mit der Funktion 
bei der Strafkammer zu Strasburg Weſtpr. und 
mit dem Wohnſitze daſelbſt, 

4) der Rechtsanwalt Haſſe zu Tuchel zum Notar 
im Bezirke des Oberlandesgerichts zu Marien⸗ 


werder, 
5) die Referendarien Dr. Huch und Froſt zu Ge⸗ 
richtsaſſeſſoren, 


6) der Rechtskandidat Kallien zum Referendarius. 
Derſelbe iſt dem Amtsgericht zu Chriſtburg zur 
Beſchäftigung überwieſen, 

7) der Gerichtsſchreibergehilfe Haslau zu Thorn 
zum Gerichtsſchreiber bei dem Amtsgerichte zu 
Graudenz, 

8) der Bureau⸗Aſſiſtent Weiß bei der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft zu Graudenz zum Gerichtsſchreiber bei dem 
Amtsgerichte zu Schwetz, 

9) die Diätarien Schmidt und Bonin zu etats⸗ 
mäßigen Gerichtsſchreibergehilfen bei den Amts⸗ 
gerichten zu Schlochau und zu Kulmſee, 

10) der Hilfsgefangenaufſeher Lange zum Gefangen⸗ 
aufſeher bei dem Amtsgericht zu Strasburg. 

II. Verſetzt: 11) der Amtsrichter Kah zu Thorn als 
Landrichter an das Landgericht zu Thorn, 

12) der Gerichtsſchreiber, Sekretär Feiſtkorn zu 
Schwetz in gleicher Eigenſchaft an das Landgericht 
zu Thorn, 


der Rentenbank für die Provinzen Oft: u. Weſtpreußen. III. Geſtorben: 13) der Amtsgerichts⸗Rath Jonas 


22) Perſonal⸗ Chronik. 


Die Lokalaufſicht über die katholiſche Schule zu 


zu Graudenz. 8 
IV. Penſionirt: 14) der Gerichtsſchreibergehilfe 
Krauſe zu Kulmſee auf ſeinen Antrag. 


Kl. Rehwalde iſt dem Kreisſchulinſpektor Lange Joly. Entlaſſen: 15) der Referendarius Cöler zu Thorn 


Neumark Weſtpr. übertragen worden. 
Die Lokalaufſicht über die Schulen zu Brattian 
kath., Chrosle, Kamionken, Marzenczitz, Nawra, Neuhof, 


aus dem Juſtizdienſte behufs Uebertritts zur 
Königl. Regierung zu Breslau. 
Der Poſtaſſiſtent Döbel iſt unter gleichzeitiger 


Nikolaiken und Terreſchewo iſt vom 1. Januar 1887 Verſetzung von Bromberg nach Culmſee als Poſtaſſiſtent 
abe dem Kreisſchulinſpektor Lange in Neumark über⸗etatsmäßig angeſtellt worden. 


tragen und der bisherige Lokalſchulinſpektor, Bürger⸗ 


Der Grenz Aufſeher Rogowski in Danzig iſt 


meiſter Garthoff zu Neumark, auf ſeinen Antrag von zum Zoll⸗Einnehmer II. Klaſſe in Pieczenia befördert, 

dieſem Amte entbunden worden. E die Grenz⸗Aufſeher Wittſtock in Gurzno und Gruhn 
Die Lokalaufſicht über die Schulen zu Gr. Gor⸗ in Zlotterie find nach Zlotterie bezw. Piſſakrug verſetzt 

zenitza, Mszanno und Szabda kath. iſt dem Kreisſchul⸗ und der Militär⸗Anwärter Kompf iſt als Grenz⸗Auf⸗ 

inſpektor Ba johr 10 feet die Lokalaufſicht über ſeher in Gurzno angeſtellt worden. 

die Schule zu Szezuka dem Kreisſchulinſpektor Dr. Quehl. ; - 

in Strasburg und die Lokalaufſicht über die evange⸗ 23) Erledigte Schulſtelleu. 

liſche Schule zu Szabda dem Pfarrer Haß in Stras⸗ Die Schullehrerſtelle zu Karbowo wird zum 

burg übertragen und der bisherige Lokalſchulinſpektor, 1. Januar 1887 erledigt. Lehrer evangeliſcher Kon⸗ 


Oberlehrer Dr. Heidenhain zu Strasburg, auf ſeinen feſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben 


Antrag von dieſem Amte entbunden worden. ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Königl. 
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Kreisſchulinſpektor Herrn Bajohr zu Strasburg zu Die 2. Schullehrerſtelle zu Heinrichsdorf wird 

melden. zum 1. Februar 1887 erledigt. Lehrer evangeliſcher Kon⸗ 
Die Rektorſtelle zu Kulm wird zum 1. Jas feſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben 

nuar 1887 erledigt. Geeignete Bewerber haben ſich, ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem König⸗ 

unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen lichen Kreisſchulinſpektor Herrn Scheuermann zu 

Kreisſchulinſpektor Herrn Dewiſcheit zu Culm zu Schwetz zu melden. 

melden. 

Die Hauptlehrer⸗ und Organiſtenſtelle an der Die 3. Schullehrerſtelle zu Landeck Weſtpr. wird 
paritätiſchen Schule in Tuchel kommt zur Erledigung. zum 1. März 1887 erledigt. Lehrer evangeliſcher Konz 
Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe feſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben 
bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem König⸗ 
Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor Herrn lichen Kreisſchulinſpektor Herrn Gerner zu Pr. Fried⸗ 
Dr. Rösler in Tuchel zu melden. land zu melden. 
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Nevidirtes Reglement 


Fenerforietät der oftpreußiſchen Landſchaft 


vom 1. November 1886. 


Königsberg. 
Hartung ſche Verlagsdruckerei. 
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Auf den Bericht vom 22. October d. Is. will Ich dem wieder⸗ 
beiliegenden „revidirten Reglement der Feuer⸗Societät der Oſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft“ hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 

Berlin, den 1. November 1886. 


gez. Wilhelm. 


ggz. von Puttkamer. Lucius. 


An die Miniſter des Innern und für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forſten. 


Abſchnitt 1. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Sa 

Die Feuerſocietät der oſtpreußiſchen Landſchaft ift ein mit der Verwaltung der 
letzteren verbundenes Inſtitut und umfaßt den Bezirk der oſtpreußiſchen Landſchaft. 

Zum Eintritt in dieſe Feuerſocietät ſind die Güter und Grundſtücke fähig und berechtigt, 
welche zum Verbande der oſtpreußiſchen Landſchaft gehören und mit deren Pfandbriefen 
belegt werden können, bäuerliche und ſtädtiſche Beſitzungen aber nur dann, wenn ſie aus der 
Dorfs⸗ oder Stadtlage abgebaut und bepfandbrieft — Kabinets⸗Ordre vom 11. März 1850 — 
oder wenn fie einem aufnahmefähigen Gute im Grundbuche zugeſchrieben find. 

Jeder, der in die Feuerſocietät aufgenommen werden will, iſt daher gehalten, zunächſt 
ſeine Zugehörigkeit zum Verbande der oſtpreußiſchen Landſchaft nachzuweiſen. 

Verſicherungspflichtig bei der Feuerſocietät der oſtpreußiſchen Landſchaft find alle be⸗ 
pfandbrieften Güter, inſofern ſie nicht bei der oſtpreußiſchen Land⸗Feuerſocietät, oder inſoweit 
ſtädtiſche Abbauten nicht bei einer von der Societäts⸗Direktion (8 4) dazu autoriſirten Geſell⸗ 
ſchaft Verſicherung genommen haben. — Kabinets⸗Ordre vom 6. April 1858 und Aller⸗ 
höchſter Erlaß vom 13. Juli 1868. 

SE 

Der Societät find durch $ 1 des Reglements vom 30. December 1837 (Geſ.S. 
von 1838 S. 97 ff.) die Rechte einer jnriſtiſchen Perſon verliehen, und dieſe Rechte 
bleiben ihr auch fernerhin gewahrt. 

Zweck der Societät iſt die gegenſeitige Verſicherung von Gebäuden gegen Feuers⸗ 
gefahr. Dieſe Gefahr wird gemeinſchaftlich in der Weiſe übernommen, daß fi jeder Theil⸗ 
nehmer zugleich in dem Rechtsverhältniß eines Verſicherers und eines Verſicherten befindet, als 
Verſicherer jedoch nur mit den ihm nach Verhältniß feiner Verſicherungsſumme obliegenden 
Beiträgen verhaftet iſt. 

1* 
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3. 

Die der Societät durch 88 4, 97 15 99 des Reglements vom 30. December 
18375) gewährleiſteten Anſprüche auf Stempel⸗ und Koſtenfreiheit, ſowie auf Mitwirkung 
von Behörden und Beamten bleiben, ſoweit die allgemeinen Landesgeſetze dies geſtatten, 
unverändert beſtehen. 


Abſchnitt 2. 
Verwaltung und Geſchäftsführung der Societät, 
84. 

Die Verwaltung der Feuerſocietät der oftpreufifchen Landſchaft iſt mit der oſtpreußiſchen 
General⸗Landſchafts⸗Direktion verbunden und wird von deren Kollegium in beſonderer Amts⸗ 
thätigkeit als „General⸗Feuerſocietäts⸗Direktion der oſtpreußiſchen Landſchaft“ geführt. 

Derſelben iſt eine beſondere Kaffe, die „General-Feuerſocietäts-Kaſſe der oſtpreußiſchen 
Landſchaft“ und die erforderliche Zahl von Beamten unterſtellt. 


Gr 

Der dem Kredit⸗Inſtitute m. General⸗Landſchafts⸗Präſident führt auch bei 
dieſer Feuerſocietät die Geſchäfte des Königlichen Kommiſſarius, mithin die Oberaufſicht über 
die Verwaltung der Societätsgeſchäfte überhaupt, ſowie der Kaſſe insbeſondere, und empfängt 
jährlich den Bericht der General-Feuerſocietäts⸗Direktion über die Lage der Societät im 
Allgemeinen. 

8 6. 

Der General⸗Landſchafts⸗Direktor leitet die Geſchäfte der Feuerſocietät als „General⸗ 
Feuerſocietäts⸗Direktor“ unter Zuziehung eines von ihm beſtimmten General-Landſchafts⸗ 
Syndikus und vollzieht die Beſchlüſſe der Direktion. 

Der Syndikus iſt zugleich Kurator der Feuerſocietäts⸗Kaſſe. 


*) Auszug aus dem Reglement für die Feuer⸗Societät der Oſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft vom 30. December 1837 ©.-©. für 1838. S. 97 ff.). 


8 4. 

Die Verhandlungen behufs Verwaltung der landſchaftlichen Feuerſocietäts⸗Angelegenheiten 
in Oſtpreußen, die darauf bezügliche Korreſpondenz zwiſchen den Behörden und Mitgliedern der Societät, 
ſowie zwiſchen den Behörden und Kommiſſarien der Societät und andern öffentlichen Behörden, die amt⸗ 
lichen Atteſte für die Verſicherungen und die Quittungen über entrichtete Beiträge und über empfangene 
eden dienen aus der Societätskaſſe ſind vom tarifmäßigen Stempel und von Sporteln 
entbunden. 

Bei Rechtsangelegenheiten und Prozeſſen ſind diejenigen Stempel⸗ und Gerichtskoſten, deren 
Bezahlung der Societät obliegt, mit Ausnahme der Kopialien und Botengebühren, ſowie der fonftigen baaren 
Auslagen außer Anſatz zu laſſen. 

Zu Verträgen mit einer ſtempelpflichtigen Partei iſt der tarifmäßige Stempel in dem halben 
Betrage, zu den Neben⸗Exemplaren der Stempel beglaubigter Abſchriften zu verwenden. Der Verſicherungs⸗ 
vertrag ſelbſt iſt davon ausgenommen. 


§ 97. 

Jeder angeſtellte Baubeamte iſt ſchuldig, innerhalb ſeines Geſchäftskreiſes den etwaigen Auf⸗ 
forderungen der Direktion zu Tax⸗ oder Brandſchaden⸗Aufnahmen zu genügen und die vorgeſetzte 
Regierung wird ihn nöthigen Falls dazu anhalten. Sind dabei Reifen nöthig, fo bezieht der Baubeamte die 
reglementsmäßigen Diäten und Fuhrkoſten, wie ſolche der Staat vergütet; in ſeinem Wohnort, oder im 
Umkreiſe einer Meile von demſelben aber nur die Diäten ſeines Grades. 


8 99. 
Jede öffentliche Behörde iſt verpflichtet, der Feuerſocietäts⸗Direktion jede von derſelben 
erbetene und zu ihrem (der requirirten Behörde) Geſchäftskreiſe gehörige Auskunft, ſoweit nicht beſondere 
geſetzliche Bedenken entgegenſtehen, zu ertheilen. 
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In Behiuderungsfällen wird derfelbe nach der Beſtimmung des General-Feuerſocietäts⸗ 
Direktors durch einen anderen General-Landſchafts⸗Syndikus oder einen zum Richteramt 
befähigten Juriſten vertreten, der für dieſe Stellvertretung beſonders zu verpflichten iſt. 


5 

Die Vereidigung des General-Feuerſocietäts⸗Direktors, der General⸗Feuerſocietäts⸗Räthe 
und ihrer Stellvertreter erfolgt auf gleiche Weiſe und zu gleicher Zeit wie bei Uebernahme 
ihrer landſchaftlichen Aemter oder bei dem erſten Eintritt in die dortige Funktion als Stell⸗ 
vertreter. 

88. 

Mit der Verpflichtung des General -Feuerſocietäts⸗Syndikus und der anderen Societäts⸗ 
Beamten, ihrer Anſtellung und Penſionirung wird es überall in gleicher Weiſe, wie bei den 
landſchaftlichen Beamten gehalten. 

Für die Kaſſenbeamten gelten nächſt den beſonderen Dienſtanweiſungen ihrer vor⸗ 
geſetzten Behörde die nämlichen Vorſchriften und Verpflichtungen, welche für alle öffentlichen 
Kaſſenbeamten bindend ſind. 


. S- 
Unmittelbar unter der Direktion SC die Geſchäfte der Societät theils von den 
Bezirks⸗Kommiſſarien und Bezirks⸗Komités, theils von den Ortsvorſtänden wahrgenommen. 
Außerdem ſind die landſchaftlichen Wahlbeamten verpflichtet, im Auftrage der Direktion 
für die Societät als außerordentliche Kommiſſarien mitzuwirken. 


8 10. 

Für jeden Landſchaftskreis wird durch die Direktion die erforderliche Anzahl von 
Feuerſocietäts-Bezirken nach Eutgegennahme der Aeußerung des landſchaftlichen Kreistages 
gebildet, und es werden Seiteus des Letzteren für jeden Bezirk ein Feuerſocietäts-Kommiſſarius 
ſowie ein Stellvertreter deſſelben, Beide wenn möglich aus der Mitte der bei der Societät 
verſicherten, jedenfalls aber aus der Zahl der bei ihr aufnahmefähigen Beſitzer gewählt. 

Die Wahl für einen einzelnen Bezirk darf nach Beſtimmung der Direktion auch allein 
von den im landſchaftlichen Kreistage Wahlberechtigten dieſes Bezirks unter dem Vorſitze des 
Landſchaftsraths oder eines von der Direktion dazu ernannten Kommiſſars vollzogen werden. 

Die Direktion hat über die getroffene Wahl zu befinden und fertigt auch den Feuer⸗ 
ſocietäts-Kommiſſarien und den Stellvertretern eine förmliche Beſtallung zu. 

Dieſe Aemter ſind Ehrenämter, die jeder bei der Societät verſicherte oder auch nur 
aufnahmefähige Beſitzer für drei Jahre anzunehmen verpflichtet iſt, ſofern ihn nicht etwa Alter 
oder Krankheit dazu unfähig machen. 

CNN 
f Der Bezirks⸗Kommiſſarius oder, wenn dieſer verhindert iſt, deſſen Stellvertreter bildet 
bei allen Reviſionen der Kataſter und bei allen Unterſuchungen der die Societät angehenden 
Brandſchäden mit zwei von ihm nach feiner gewiſſenhaften Anſicht zu beſtimmenden Mitgliedern 
der Societät, die mit dem betheiligten Beſitzer weder in verwandtſchaftlichen, noch ſonſt die 
Vermuthung ihrer Unparteilichkeit ſchwächenden Verhältniſſen ftehen dürfen, das Bezirks⸗Komite. 

Die Bezirks⸗Kommiſſarien, deren Stellvertreter und die Mitglieder des Bezirks⸗Komités 
haften der Societät für die Richtigkeit der von ihnen ausgeſtellten Beſcheinigungen. 


og 9 12. 
Die Bezirks⸗Kommiſſarien, ſowie deren Stellvertreter erhalten für jede Reiſe, 
welche ſie im Intereſſe der Verſicherten unternehmen, ein Pauſchquantum von ſechs Mark als 
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Reiſekoſten und Diäten aus der Societäts⸗Kaſſe gezahlt. Die Hälfte der Summe wird von 
den Betheiligten wieder zur Kaſſe eingezogen. 

Jede Entſchädigung fällt in denjenigen Fällen fort, in welchen die Kommiſſarien oder 
Stellvertreter durch eigene Schuld genöthigt ſind, eine Reiſe derſelben Angelegenheit halber zu 
wiederholen. 

Die beiden Mitglieder der Societät, welche der Einladung des Kommiſſarius oder 
feines Stellvertreters zu den Geſchäften des Bezirks⸗Komités ohne Unterſchied der Entfernung 
Folge zu leiſten verpflichtet find, erhalten keine Vergütung. 


Saale 
Die Bezirks⸗Kommiſſarien empfangen von der Direktion eine beſondere Dienſtanweiſung 
ſowie die Formulare zu den Verhandlungen über Beſichtigung und Feſtſtellung der Brandſchäden 
mit Angabe der Geſichtspunkte, auf welche die Unterſuchung und Prüfung zu richten iſt. 


14. 
Den Ortsvorſtänden liegt die Verpflichtung ob, von den Mitgliedern der Societät 
aus ihrer Ortſchaft die Beiträge nach näherer Vorſchrift des § 91 einzuziehen. 
WE e 
Als vereidete Sachverſtändige ſollen in Feuerſocietäts-Angelegenheiten überall nur die 
von der Direktion für gewiſſe Bezirke allgemein beſtimmten und den Kommiſſarien bezeichneten 
Sachverſtändigen in Thätigkeit treten. 


Abſchnitt 3. 


Mitwirkung des Plenar-Kollegii und des General⸗Landtages 
der oſtpreußiſchen Landſchaft. 
Sale. 

Um das Intereſſe für Feuerſocietäts⸗Angelegenheiten in der Societät zu erhalten, 
werden mindeſtens einmal im Jahre Sitzungen des Plenar⸗Kollegii der oſtpreußiſchen Land— 
ſchaft abgehalten. 

In dieſen Sitzungen werden einerſeits die Erfahrungen und Beobachtungen der Räthe 
und Deputirten in Feuerſocietäts⸗Augelegenheiten, ſowie etwaige Mängel der Schätzungen bei 
der Kataſter⸗Aufnahme zur Sprache gebracht und einzelne Kataſter aus den betreffenden land— 
ſchaftlichen Kreiſen zur Nevifion vorgelegt, andererſeits auch Informationen in Feuerſocietäts⸗ 
Angelegenheiten ertheilt, damit die Landſchaftsräthe nach Maßgabe dieſer kollegialiſchen 
Berathung auf den landſchaftlichen Kreistagen die Propoſitionen und Vorſchläge zur Abänderung 
des Reglements erörtern und die Begutachtung des Kreistages entgegennehmen können. 


e 
Jedem General-Landtage der oſtpreußiſchen Landſchaft ift durch die Direktion ein 
allgemeiner Bericht über den Zuſtaud der Societät vorzulegen. 
Dem General-Landtage bleibt in Feuerſocietäts⸗Augelegenheiten vorbehalten: 
1. die Feſtſtellung des von der Direktion auszuarbeitenden und vorzulegenden 
Verwaltungskoſten⸗Etats für den Zeitraum von drei Jahren, 
2. die Reviſion des Geſchäftsbetriebes, ſowie die Prüfung und Entlaſtung der 
nach § 18 vorgeprüften Jahresrechnungen, 
3. die Beſchlußfaſſung über die den landſchaftlichen Kreistagen vorgelegten Pro⸗ 
poſitionen und über beantragte Abänderungen des Reglements und 
4. die Entſchließung über Petitionen und Bittſchriften. 
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18. 

In der Zwiſchenzeit von einem General⸗Landtage bis zum andern erfolgt die 
Prüfung des Geſchäftsbetriebes und der Rechnungen in den erſten drei Monaten jedes Jahres 
von dem aus drei Mitgliedern beſtehenden landſchaftlichen Rechnungsausſchuſſe, der darüber 
ſogleich an den Königlichen Kommiſſarius zu berichten hat. 


Abſchnitt 4. 
Veſondere Veſtimmungen in Betreff der Yypothekengläubiger. 


KE 

Jeder in der dritten . Grundbuches eingetragene Gläubiger, für 
deſſen Forderung ein bei der Societät verſichertes Gebäude haftet, iſt befugt, ſein Hypotheken⸗ 
recht, inſofern er daſſelbe nachweiſt oder die Einwilligung des Schuldners dazu in glaubhafter 
Form beibringt, im Lagerbuch der Societät ($ 84) vermerken zu laſſen. 

Die Direktion hat die geſchehene Eintragung und zwar, wenn die Hypothekenurkunde 
vorliegt, auf dieſer zu beſcheinigen. 

Es kann alsdann dem Schuldner der freiwillige Austritt aus der Societät, ſoweit 
derſelbe überhaupt zuläſſig iſt, oder die Ermäßigung der genommenen Verſicherung nur in dem 
Falle geſtattet werden, und es kann eine Auszahlung der Brandvergütung an ihn vorbehaltlich 
der Beſtimmung des § 73 nur dann erfolgen, wenn er die Einwilligung des in das Lager⸗ 
buch eingetragenen Gläubigers beibringt oder die im Grundbuche bewirkte Löſchung der Schuld 
nachweiſt. 

Dieſer Einwilligung und dieſes Nachweiſes bedarf es nicht, wenn die Direktion nach 
Abſchuitt 10 die Aufhebung der Verſicherung oder die Herabſetzung der Verſicherungsſunnme 
wider den Willen des Verſicherten verfügt. 

Die Direktion hat aber in ſolchem Falle die im Lagerbuch eingetragenen Gläubiger 
von der getroffenen Maßregel durch einen eingeſchriebenen Brief in Kenntniß zu ſetzen, welcher 
ohne förmliche Zuſtellnng nach dem aus dem Lagerbuch oder aus der Anzeige des Gläubigers 
erfichtlichen Wohnort des Letzteren abgeſendet wird. 

§ 20. 

Abgeſehen von obigen Vorſchriften kann der freiwillige Austritt aus der Societät, 
ſoweit derſelbe überhaupt zuläſſig iſt, auch nur dann erfolgen, wenn der Grundſtücks⸗ 
eigeuthümer die Annahme ſeiner Gebäude zur Verſicherung bei einer andern preußiſchen oder 
im preußiſchen Staate zugelaſſenen Verſicherungsanſtalt nachweiſt oder die Einwilligung der in 
der dritten Abtheilung des Grundbuchs eingetragenen Gläubiger in glaubhafter Form beibringt. 

Wird die Aufhebung der Verſicherung von der Direktion verfügt, ſo hat dieſelbe den 
obigen Gläubigern, ſoweit deren Name und Wohnort aus dem Grundbuch hervorgehen oder 
ihr ſonſt bekannt ſind, auf Koſten des Ausgeſchloſſenen durch einen eingeſchriebenen Brief 
Nachricht zu geben. a 

821. 

Dat der Verſicherte ſelbſt den Anſpruch auf Brandvergütung nach § 67 No. 1 bis 4 
verwirkt, ſo iſt die Societät gleichwohl verpflichtet, dieſelbe den zur Zeit des Brandes in der 
dritten Abtheilung des Grundbuchs eingetragenen Gläubigern auf deren Antrag gegen 
Abtretung ihrer Rechte ſoweit zu zahlen, als ſie aus dem Pfandgrundſtücke oder bei gleichzeitig 
perſönlicher Verpflichtung des Eigenthümers auch aus deſſen ſonſtigem Vermögen Befriedigung 
nicht erlangen können. 

EK 
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Dieſe Verpflichtung tritt jedoch nur denjenigen Hypothekengläubigern gegenüber ein, 
welche ſpäteſtens innerhalb zweier Monate, nachdem fie von dem Verluſt der Brandvergütung 
für den Grundſtückseigenthümer Keuntniß erlangt haben, ihre Forderung kündigen, binnen zwei 
Monaten nach Ablauf der Kündigungsfriſt einklagen, auch gleichzeitig der Societät den Streit 
verkünden und die Zwangsvollſtreckung ohne Verzug durchführen. 

Die Zahlung erfolgt an die Gläubiger und zwar ohne Zinſen nach der geſetzlichen 
Rangorduung oder, wenn die Direktion ſich mit deren Feſtſtellung nicht befaſſen will, an die 
geſetzliche Hinterlegungsſtelle. 


Abſchnitt D. 
Verſicherungsfähigkeit der Gebäude und des Jubehörs. 


22. 

Die Societät darf zur Verſicherung außer Gebänden, im Bau begriffenen Gebäuden 
und Baumaterialien (§ 78) auch diejenigen zu den Gebänden gehörigen, dem Zwecke 
derſelben dienenden Geräthſchaften aufnehmen, die zwar an ſich die Eigenſchaft beweglicher 
Sachen haben, aber wegen ihrer Größe, Aufſtellung und Verbindung mit den Gebäuden nur 
durch beſondere Anſtalten aus denſelben entfernt werden können; dieſe Gegenſtände ſind jedoch 
im Kataſter ſpeciell aufzuführen und zur Einſchätzung zu bringen. 


BEN 

Kein Gebäude oder Zubehör, 5 ſchon bei einer andern Geſellſchaft ver- 
ſichert iſt, darf bei der Feuerſocietät der oſtpreußiſchen Landſchaft aufgenommen, und kein bei 
dieſer bereits verſichertes Gebäude oder Zubehör darf ganz oder zum Theil noch anderswo 
verſichert werden. 

Findet ſich, daß ein Gebäude oder mitverſichertes Zubehör noch anderweitig verſichert 
iſt, ſo hat die Direktion nicht allein die Befugniß, die Verſicherung ſofort aufzuheben, ſondern 
es geht auch der Verſicherte im Falle eines Brandes der ihm für dieſes Gebäude oder R 
Zubehör ſonſt zukommenden Brandentſchädigung verluſtig, ohne daß gleichwohl feine Verbindlich- { 
keit zu allen Feuerkaſſen⸗Beiträgen bis zum Ablauf des Jahres, in welchem die Ausſchließung 
erfolgt, eine Abänderung erleidet. 


g 24, 

Keinem Mitgliede der Si der oſtpreußiſchen Landſchaft iſt es geſtattet, 
mit einzelnen verſicherungsfähigen Gebäuden, die grundbuchmäßig zu dem bei der Societät Ger: d 
ficherten Gute gehören, an auderen Feuerverſicherungsgeſellſchaften theilzunehmen, ſoweit nicht ' 
Gebäude in Betracht kommen, deren Verſicherung die Societät ſelbſt abgelehnt oder aufgehoben NM 
hat, oder deren anderweitige Verſicherung fie ausdrücklich geſtattet. 

Wer dieſer Beſtimmung zuwiderhandelt, verfällt in eine Strafe, welche von der ei, 
Direktion bis auf das Zehnfache der dieſſeitigen Beiträge für ein Jahr (§ 46 Abſatz 1) feſtgeſetzt “ 
werden kann. 

Außerdem iſt die Direktion befugt, die gänzliche Ausſchließung dieſer Verſicherung U 
anzuordnen, wogegen der Ausgeſchloſſene noch den vollen Jahresbeitrag zu entrichten hat. 

Die Direktion kaun jedoch den mit einem Theil ihrer Gebäude noch anderweitig ver- A 


ſicherten Eigenthümern den Eintritt in die Societät bezüglich der übrigen Gebäude deſſelben 
Gutes unter der Bedingung geſtatten, daß ſie die Genehmigung der anderen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaſt hierzu beibringen und binnen der von der Direktion beſtimmten Friſt auch für jene 
Gebäude bei der Societät Verſicherung nehmen. 


r 


a 
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§ 25. 
Jedes Gebäude muß einzeln, alſo auch jedes abgeſonderte Neben- oder Hintergebäude 
beſonders verſichert werden. 
§ 26. 
Ausgeſchloſſen von der Verſicherung ſind folgende Gebäude nebſt Zubehör: 
1. Schmieden ohne feuerſichere Bedachung, 
2. Gebäude mit Feuerfluchten oder geklebten Schornſteinen, 
3. Zuckerſiedereien, Zucker⸗ und Cichorienfabriken, 
4. Glas⸗ und Schmelzhütten, 
5. Theeröfen, 
6. Pulvermühlen und Pulverniederlagen, 
7. Schwefelraffinerien und Salzſiedereien, 
8. Terpentin⸗, Firniß⸗ und Holzſäurefabriken, 
9. Anſtalten zur Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, Knallſilber und Knallgold, 
10. Spiegelgießereien, 
11. Vitriol⸗ und Salmiakfabriken, 
12. alle Anlagen, die den vorſtehend von 1— 11 genannten nach Entſcheidung der 
Direktion gleichzuſtellen ſind, 
13. Wohn und Wirthſchaftsgebäude, die wegen baulicher Mängel unbewohnbar oder 
unbenutzbar ſind, und 
14. Gebäude und Baulichkeiten, deren Verſicherungsſumme 100 Mark nicht erreicht. 


Gr 

Die Direktion iſt befugt, Verſicherungen abzulehnen, oder in der Höhe zu beſchränken, 
ſowie die Annahme derſelben an beſondere Bedingungen zu kuüpfen: 

1. ſofern es ſich um die Verſicherung von Luxusbauten oder von Gebäuden 
handelt, die einen beſonders hohen Kunſtwerth haben, 

2. inſoweit die Verſicherung ſich auf die im § 22 erwähnten Geräthſchaften 
als Zubehör eines Gebäudes bezieht, und 

3. wenn ein Gebäude mit Rückſicht auf die gewerbliche Beſtimmung oder einen ſonſt 
feuergefährlichen Betrieb, durch ſchlechte Bauart, vernachläſſigte Unterhaltung, 
mangelhafte Feuerungsanlagen oder ſonſtige Umſtände, welche auch in der 
Perſönlichkeit oder Handlungsweiſe des Verſicherungsnehmers oder der Be 
wohner des Gebäudes ihre Begründung finden können, der Feuersgefahr 
in hohem Grade ausgeſetzt iſt. 

* 28. 

Während der Zeit eines ausgebrochenen Krieges, d. h. vom Erlaß der Kriegs⸗ 
erklärung oder vom Beginn der Feindſeligkeiten bis zur Bekanntmachung des Friedensſchluſſes 
oder während eines ausgeſprochenen Belagerungszuſtandes kann die Direktion Erhöhungen 
ſchon beſtehender Verſicherungen und auch die Annahme neuer Verſicherungen ablehnen, ſofern 
letztere nicht neu erbaute oder hergeſtellte Gebäude auf bereits hier verſicherten Gehöften betreffen. 


Abſchnitt 6. 
Zeit des Ein⸗ und Austritts. 
8 209. 
Der Eintritt in die Societät, ſowie die Erhöhung einer bereits beſtehenden 
Verſicherung kann zu jeder Zeit erfolgen, die Beiträge ſind aber für das laufende Vierteljahr 
3 
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voll zu zahlen. Die rechtliche Wirkung des Verſicherungsvertrages und der Verſicherungs⸗ 
erhöhung beginnt, wenn dieſelben von der Direktion genehmigt werden, nach Ablauf der 
Mitternachtsſtunde desjenigen Tages, an welchem das nach Së 35, 36 gehörig eingerichtete 
und beſcheinigte Kataſter oder Nachtragskataſter bei derſelben eingegangen iſt. 

Sollte das verſicherte Gebäude abbrennen, bevor die Direktion die etwa gebotene 
Beanſtandung oder Zurückweiſung der Verſicherung verfügt hat, und ſollte die Höhe der Ver⸗ 
ſicherungsſumme ſich als nicht angemeſſen herausſtellen, ſo ſteht, wenn eine Einigung zwiſchen 
der Direktion und dem Eigenthümer über die zu zahlende Entſchädigung nicht erzielt wird, 
beiden Theilen die Berufung auf das Entſcheidungsverfahren gemäß Së 39, 64 zu. 

Soweit die Direktion nach 88 22, 27 und 28 zur Annahme der Verſicherung nicht 
verpflichtet iſt, tritt die letztere ſtets erſt nach Ablauf der Mitternachtsſtunde desjenigen Tages 
in Kraft, an welchem der Verſicherungsvertrag von der Direktion genehmigt iſt. 


§ 30. 
Der Austritt aus der Societät kann nur mit dem Ablaufe eines Kalenderjahres 
erfolgen, muß indeß ſpäteſtens bis zum 1. October bei der Direktion angemeldet werden. 
Die Ermäßigung einer bereits beſtehenden Verſicherung, ſowie die Abmeldung abge- 
brochener oder zum Abbruch beſtimmter Gebäude iſt dagegen jeder Zeit zuläſſig; die Beiträge 
ermäßigen ſich aber erſt vom Beginn des nächſten Vierteljahres. 
Seo 
Wenn das Eigenthum des Grundſtückes, auf welchem das verſicherte Gebäude 
ſteht oder geſtanden hat, durch Eintragung im Grundbuche auf einen Andern übergeht, ſo 
werden damit zugleich alle aus dem Verſicherungsvertrage hervorgehenden Rechte und Pflichten 
auf den neuen Eigenthümer übertragen. 


Abſchnitt 7. 
Höhe der Verſicherungsſumme. 
a 32. 
Die Verſicherungsſumme darf den gemeinen Werth der verſicherten Gebäude nicht 
überſteigen. 
Die Fundamente und die Umfaſſungsmauern der Keller ſind, ſoweit ſie ſich unter der 
Erde oder unter Waſſer befinden, von der Verſicherung ausgeſchloſſen. 
Die Ausſchließung ſonſtiger Gebändetheile iſt unzuläſſig. 
Alle Mühlen — mit Ausnahme der durch Menſchen- oder Thierkräfte betriebenen — 
und deren Zubehör werden höchſtens mit Dreiviertel ihres von einem vereidigten Sachverſtäu⸗ 
digen geſchätzten Werthes zur Verſicherung angenommen. 


§ 33. 

Abgeſehen von den Beſchränkungen aus § 27 und 8 32 ſteht die Beſtimmung über 
die Höhe der Verſicherung dem Gebäudeeigenthümer zu, nur muß die Verſicherungsſumme für 
jedes Gebäude durch 100 theilbar ſein, und kann dieſelbe andernfalls von der Direktion auf 
die nächſte niedrigere oder höhere durch 100 theilbare Zahl abgerundet werden. 


9 34. 
Eine förmliche Taxe der zu verſichernden Gebäude iſt in der Regel nicht erforderlich, 
ſondern es genügt eine von dem Bezirks⸗Komité beſcheinigte Gebäudebeſchreibung mit Feſtſetzung 
des zu ſchätzenden Gebäudewerthes. 


—— 
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$ 35. 

Die Gebändebefchreibung, welche den Entwurf des Kataſters oder des — bei jeder 
Aenderung der Verſicherung erforderlichen — Nachtragskataſters bildet, muß von dem Eigen⸗ 
thumer oder dem Vorſtande des Gutes nach dem von der Direktion beſtimmten Formular 
in drei Exemplaren ($ 85) genau aufgeſtellt, mit je einem vollſtändigen Situationsplane ver⸗ 
ſehen und mit der Verſicherung der Richtigkeit vollzogen ſein. 

Dieſe Vollziehung iſt von dem Bezirks⸗Komits zu beglaubigen und von demſelben nach 
pflichtmäßiger Prüfung gleichzeitig zu beſcheinigen, daß die Gebäudebeſchreibung nichts enthält, 
was dem Komits nach eigener Beſichtigung als wahrheitswidrig bekannt wäre. 

Kataſter und Nachtragskataſter bilden nach Maßgabe dieſes Reglements den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag. 

§ 36. 

Außerdem liegt dem Bezirks⸗Komits an Ort und Stelle die gewifjenhafte Schätzung 
des Gebäudewerthes ob, der gleich der Verſicherungsſumme in das Kataſter einzutragen und 
zu beſcheinigen iſt. 

§ 37. 

Dabei iſt der Werth eines neuen Gebäudes nach den örtlichen Materialienpreiſen, 
ſowie unter Berückſichtigung des geringeren Preiſes derjenigen Fuhren, Handdienſte und anderen 
keine techniſche Kunſtfertigkeit erfordernden baulichen Arbeiten zu ermitteln, welche der Eigen⸗ 
thümer mit ſeinem Hausweſen oder mit ſeinen Wirthſchaftskräften ſelbſt beſtreiten kann. 

Bei älteren Gebäuden oder Gebäudetheilen ſind die Materialen im Verhältniß zu dem 
Werthe von neuen zu ſchätzen, und iſt nach demſelben Verhältniß auch der Werth der Bau— 
arbeiten feftzuftellen. 

Hat der Gebäudeeigenthümer freies Bauholz zu verlaugen, ſo bleibt der Werth deſſelben 
außer Anſatz, während dem zur Lieferung des freien Bauholzes Verpflichteten die beſondere 
Verſicherung des Bauholzes, aber nur bei der dieſſeitigen Societät freiſteht. 


§ 38. 

Bei obiger Schätzung kann das Bezirks⸗Komité in ſchwierigen Verſicherungsfällen, die 
ſich an der Hand landwirthſchaftlicher Erfahrung allein nicht zuverläſſig feſtſtellen laſſen, auf 
Koſten des Verſicherungsnehmers einen vereidigten Sachverſtändigen (§ 15) zuziehen. 

39. 

Wenn zwiſchen dem Komitd und dem Antragfteller eine Einigung über die Höhe 
der Verſicherungsſumme nicht zu erreichen iſt, oder wenn die Direktion bezüglich derſelben 
ein Bedenken gegen den Kataſter⸗Entwurf hat und der Gebäudeeigenthümer auf Vorhaltung 
die Verſicherungsſumme nicht entſprechend herabſetzt, ſo wird die Entſcheidung durch zwei bei 
der Societät verſicherte Beſitzer, von denen einen die Direktion, den anderen der Verſicherungs⸗ 
nehmer wählt, unter der Leitung eines von den Gewählten, bei Nichteinigung aber Seitens 
der Direktion beſtimmten Obmannes und erforderlichen Falles mit Zuziehung eines vereidigten 
Sachverſtändigen getroffen. Sind die beiden verſicherten Beſitzer verſchiedener Meinung, ſo 
giebt die Stimme des Obmannes den Ausſchlag. 

Dieſes Verfahren kann aber von dem Verſicherungsnehmer, falls derſelbe nicht etwa 
gemäß § 83 die Beſchwerde wählt, nur binnen einem Monat ausſchließender Friſt nach dem 
ihm gewordenen Beſcheide beantragt werden, und die nämliche Friſt iſt auch für die Anordnung 
eines ſolchen Verfahrens von Seiten der Direktion maßgebend. 

40. 
Ueber die im obigen Verfahren Be Werthſumme hinaus ift keine Verſicherung ſtatthaft. 
Dä 
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41, 

Die Koſten dieſes Verfahrens find von dem Verſicherungsnehmer zu tragen, wenn 
der fo feſtgeſtellte Gebäudewerth die von dem Komits oder ſchließlich von der Direktion 
für angemeſſen erklärte Werthſumme nicht mindeſtens um die halbe Mehrangabe des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers überſteigt; andernfalls hat die Societäts⸗Kaſſe die Koſten zu zahlen. 


Abſchnilt 8. N 
Beiträge der Verſicherten und Klaſſeneintheilung. 
42. 

Die von den Theilnehmern der Gg zu leiſtenden Beiträge werden in Aunahme⸗ 
und in jährliche Beiträge unterſchieden, die beide gleichmäßig zur Beſtreitung aller Ausgaben 
der Feuerſocietäts⸗Kaſſe beſtimmt find. 

Der Annahme⸗Beitrag iſt bei dem Eintritt in die Societät mit 1/3 Prozent der Ver⸗ 
ſicherungsſumme und dementſprechend auch bei Erhöhung derſelben ein für allemal zu 
entrichten, unterliegt ſelbſt im Falle der Zwangsverſteigerung des verſicherten Gutes keiner 
Verrechnung und wird dem Verſicherten bei ſeinem Austritt zurückgegeben. 

le 

Die Höhe der jährlichen Beiträge en ſich für jedes verſicherungsfähige Gebäude 
nach der Klaſſe, in welche daſſelbe gehört. 

Die Gebäude werden nämlich nach ihrer baulichen Beſchaffenheit und Benutzung 
mit Rückſicht auf ihre geringere oder größere Feuergefährlichkeit in vier Klaſſen getheilt. 

Es gehören: 

1. zur erſten Klaſſe: alle maſſiven Gebäude mit ganz feuerfeſten Umfaſſungs⸗ 
manern, wozu auch Lehmwände zu rechnen ſind, mit maſſiven Giebeln und 
mit einer feuerſicheren Bedachung von Ziegeln, Schiefer, Metall, Holzcement, 
Kunſtſtein, Asphalt, Filz, Pappe, oder mit einer ähnlichen Bedachung, 
welche die Direktion ebenfalls für feuerſicher erachtet, 

2. zur zweiten Klaſſe: alle nicht maſſiven oder zwar maſſiven, aber nicht mit 
maſſiven Giebeln verſehenen Gebäude unter feuerſicherer Bedachung, 

3. zur dritten Klaſſe: alle Gebäude mit nicht feuerſicherer Bedachung, ſoweit ſie 
nicht in die vierte Klaſſe gehören, und 

4. zur vierten Klaſſe: die Windmühlen und alle als feuergefährlich zu betrachtenden 
Baulichkeiten, inſofern fie nicht nach 8 26 überhaupt von der Verſicherung 
ausgeſchloſſen ſind oder ihre Annahme zu derſelben wegen erhöhten Grades 
der Feuersgefahr nur gegen beſondere, von der Direktion zu beſtimmende 
Beitragsſätze erfolgt. 

Gebäude mit nicht feuerſicherer Bedachung, die noch nicht 30 Meter 
von fenergefährlichen Baulichkeiten entfernt find, werden ebenfalls un zur 
vierten Klaſſe angenommen. 

Ebeuſo Ziegelſcheunen und die Wohn- und Wirthſchaftsgebäude, die 
zu einer der im § 26 aufgeführten Fabriken gehören, wenn ſie von der 
betreffenden Feuerungsanlage noch nicht 30 Meter entfernt ſind. 

8 44. 

Die für induſtrielle Zwecke und gewerbliche Anlagen eingerichteten Gebäude werden, 
falls der Betrieb mit Dampfentwickelung und überhaupt mit Fenersgefahr verbunden iſt, 
ebenfo wie Wirthſchaftsgebäude mit Dampfapparaten mindeſtens eine Klaſſe niedriger als 


nach ihrer Bauart verſichert; Wirthſchaftsgebäude mit Dampfapparaten ohne Motoren können 
aber nach dem Ermeſſen der Direktion ihrer Bauart entſprechend verſichert werden. 
8 45. 
Gebäude von gemiſchter Bauart oder Bedachung und aneinanderſtoßende Gebäude ohne 
eine das Dach derſelben oder der Gebäudetheile überragende Brandmauer werden bezüglich der 
Klaſſenbeſtimmung als ein Ganzes behandelt und nach dem feuergefährlichſten Theile klaſſificirt. 


§ 46. 
Die Beiträge betragen für 100 Mark Verſicherung jährlich: 
in der erſten Klaſſſe 16 Pf. 
in der zweiten Mia, - - 32 Pf. 


in der dritten Klaſſe.. DU Pf. 
in der vierten Klaſſe. ... 100 Pf. 

Dieſe Beitragsſätze können nach dem Ermeſſen der Direktion unter beſtimmten, die 
Verſicherungsgefahr vermindernden oder erhöhenden Vorausſetzungen um höchſtens ein Drittel 
ermäßigt oder erhöht werden. 

Außerdem iſt die Direktion befugt, gegebenen Falles die Beitragsſätze alljährlich nach 
demſelben Verhältniß entſprechend zu ermäßigen. 

Jeder Verſicherte hat ſich übrigens bei Feſtſtellung der Beiträge die zur Erleichterung 
des Rechnungsweſens nothwendige Abrundung dahin gefallen zu laſſen, daß Bruchtheile von 
Pfennigen für volle Pfeunige gerechnet werden. 


8 47. 

Auf das Gutachten des Komités beſtimmt die Direktion nach Maßgabe der 
Gebäudebeſchreibung oder nach der ihrerſeits etwa noch für erforderlich erachteten näheren Feſt⸗ 
ſtellung über die Klaſſe, in welche ein zu verſicherndes Gebäude geſtellt werden ſoll. 

Iſt der Eigenthümer mit der — einſtweilen maßgebenden — Beſtimmung der Direktion 
nicht zufrieden, jo ſteht ihm dagegen nach § 83 die Beſchwerde zu, oder es tritt auf ſeinen 
Antrag das im § 39 angeordnete Entſcheidungsverfahren ein, falls dieſer Antrag binnen der 
einmonatlichen Friſt geſtellt worden. 

Die getroffene Entſcheidung iſt endgültig. Fällt dieſelbe gegen den Verſicherungsnehmer 
aus, ſo trägt dieſer die Koſten; andernfalls zahlt ſie die Societäts⸗Kaſſe. 

8 48. 

Die Ausſchreibung der Beiträge für ein Jahr erfolgt im Laufe des Januar und 
Februar des nächſten Jahres. 

Wer ſeinen Beitrag nicht bis zum erſten April vollſtändig an die Societäts⸗Kaſſe zahlt, 
iſt von da ab zur Entrichtung der geſetzlichen Verzugszinſen verpflichtet und hat die Bei⸗ 
treibung des Rückſtandes durch dieſelben Zwangsmittel, welche für die offentlichen Abgaben 
vorgeſchrieben find, zu gewärtigen. Rückſtändige Verzugszinſen and andere Reſte bis zu zehn 
Mark können durch Poſtnachnahme erhoben werden. Die Direktion kann aber von Einziehung 
der Verzugszinſen bis zu einer Mark abſehen. 

e 8 49. 

Wenn die Beiträge mit dem etwaigen Zuſchuß aus dem Reſervefonds (§ 99) 
zur Beſtreitung der Societätsverpflichtungen nicht hinreichen, oder wenn es zur Wiedererſtattung 
eines ſolchen Zuſchuſſes erforderlich iſt, wird und zwar gleichzeitig mit den Beiträgen ein 
Zuſchlag zu denſelben nach dem nämlichen Maßſtabe ausgeſchrieben und auf gleiche Weiſe ein- 
gezogen. 
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Abſchnitt 9. 
Bauliche Veränderungen während der Verſicherungszeit. 


50. 

Wenn während der ee in oder an einem Gebäude eine Veränderung 
oder Anlage gemacht wird, welche die Verſetzung des Gebäudes aus einer höheren in 
eine niedrigere Klaſſe bedingt, ſo iſt der Verſicherte verpflichtet, innerhalb eines Monats nach 
der baulichen Veränderung dem Bezirks⸗Kommiſſarius den Entwurf zu einem Nachtragskataſter 
vorzulegen, durch welches das Gebäude bei der höheren Klaſſe in Abgang und bei der niedri— 
geren Klaſſe in Zugang geſtellt wird. 

51. 

Geht dieſer Entwurf zum Nate bei dem Bezirks-Kommiſſarius in 
Monatsfriſt nicht ein, fo verliert der Verſicherte zwar nicht den Anſpruch auf Brandentſchä⸗ 
digung, er muß aber die zu wenig entrichteten Beiträge vom Anfange des Vierteljahres an, in 
welchem die Veränderung ſtattgefunden, an die Societäts⸗Kaſſe nachzahlen und außerdem au 
dieſelbe noch den vierfachen Betrag des Unterſchiedes zwiſchen den von dem Gebäude in der 
höheren und in der niedrigeren Klaſſe zu entrichtenden Beiträgen, jedoch nicht über den Zeit: 
raum von drei Jahren hinaus als Strafe erlegen. 


52. 

Wenn ein Gebäude baulich in der Art verändert wird, daß ſich die Verſetzung 
deſſelben aus einer niedrigeren in eine höhere Klaſſe rechtfertigt, ſo ſind die größeren 
Beiträge der niederigeren Klaſſe noch bis zum Ablauf des Vierteljahres zu zahlen, in dem 
die Verſetzung des Gebäudes in die höhere Klaſſe durch Beſtätigung des beizubringenden 
Nachtragskataſters über Ab- und Zugang deſſelben von der Direktion genehmigt iſt. 


Abſchnitt 10. 


Herabſetzung und Aufhebung der Verſicherung wider den Willen des 
Verſicherten. 


53. 

Sinkt im Laufe der Zeit der en eines Gebäudes, wird ein ſolches ſchlecht 
unterhalten und baufällig, zum Abbruch verkauft oder dazu nachweislich beſtimmt, ſo iſt die 
Herabſetzung der Verſicherungsſumme geboten. Dieſelbe iſt auch ſtatthaft, wenn ein Gebäude 
längere Zeit nicht benutzt und leer ſtehen gelaſſen wird. 

Dieſe Herabſetzung der Verſicherungsſumme wird, wenn der Verſicherte ſie nicht 
pflichtgemäß ſelbſt beantragt, durch die Direktion beſtimmt. 

Iſt der Verſicherte mit der — einſtweilen maßgebenden — Beſtimmung der Direktion 
nicht zufrieden, ſo ſteht ihm dagegen nach § ds die Beſchwerde zu oder es tritt auf ſeinen 
Antrag das im E 39 angeordnete Entſcheidungsverfahren ein, falls dieſer Antrag binnen der 
einmonatlichen Friſt geſtellt worden. Auch die Direktion kann ihrerſeits das obige Verfahren 
während der nämlichen Friſt anordnen. 

Die getroffene Entſcheidung ift endgültig und tritt mit der Eröffnung an den Ver⸗ 
ſicherten in Kraft, die bisherigen Beiträge ſind aber noch bis zum Ablauf des Vierteljahres 
zu zahlen. 

Die Koſten des obigen Verfahrens trägt der Verſicherte, wenn die ſo feſtgeſtellte 
zeitige Verſicherungsſumme gegen die frühere wenigſtens um die halbe Minderangabe der 
Direktion niedriger iſt; andernfalls hat die Societäts⸗Kaſſe die Koſten zu zahlen. 
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8 54. 

Die Bezirks⸗Komités und namentlich die Bezirks⸗Kommiſſarien haben bei Ausübung 
ihrer Thätigkeit gleichzeitig zu prüfen, ob nicht der Werth einzelner verſicherter Gebäude 
geſunken iſt, dabei ihr Augenmerk insbeſondere auf die erfahrungsmäßig ſich ſchneller ab⸗ 
nutzenden Gebäude zu richten und zutreffenden Falls die Herabſetzung der Verſicherungsſumme 
zu beautragen. 

Außerdem iſt aber die Direktion jederzeit befugt, durch die Bezirks⸗Kommiſſarien oder 
durch außerordentliche Kommiſſarien Reviſionen des Verſicherungswerthes aller oder einzelner 
Gebäude auf ihre Koſten vornehmen zu laſſen. 

Jusbeſondere liegt es den landſchaftlichen Tax⸗Kommiſſarien von Amtswegen ob, 
regelmäßig bei Gelegenheit der landſchaftlichen Taxen und Lokal⸗Recherchen den zeitigen Ver⸗ 
ſicherungswerth der bei der Societät verſicherten Gutsgebäude einer genauen Prüfung zu unter⸗ 
ziehen und darüber Bericht zu erſtatten. 

sn 
Die Direktion iſt, abgefehen von den Fällen der Doppel- und Nebenverſicherung (88 23 
und 24), beſtehende Verſicherungen aufzuheben befugt: . 

1. wenn das verſicherte Gebäude nicht mehr vorhanden iſt, 

2. mem von dem verſicherten Grundſtücke fo viel Land abgezweigt wird, daß 
daſſelbe bei der oſtpreußiſchen Landſchaft nicht mehr beleihungsfähig bleibt, 

3. wenn ein Gebäude in Folge feuerpolizeiwidriger Einrichtungen, mangelhafter 
Feuerungsanlagen, ſchlechter Bauart oder vernachläſſigter Unterhaltung einen 
außergewöhnlichen Grad von Feuersgefahr oder Verfall zeigt, und 

4. wenn der Verſicherte durch den Wahrſpruch einer Jury ausgeſchloſſen wird, 
die auf Veranlaſſung der Direktion aus drei Mitgliedern der Societät 
gebildet worden. 

Die Aufhebung der Verſicherung tritt mit dem Zeitpunkte in Kraft, an welchem fie 
dem Verſicherten mitgetheilt wird, die Beiträge ſind aber noch bis zum Ablauf des Vierteljahres 
zu zahlen. 

Außerdem hat die Direktion die Befuguiß, beſtehende Verſicherungen der im 8 27 zu 
1 und 2 gedachten Art, ſowie alle diejenigen Verſicherungen nach dreimonatlicher Kündigung 
aufzuheben oder herabzuſetzen, welche fie nur unter beſondern Bedingungen oder zu erhöhten 


Beitragsſätzen angenommen hat. 
Abſchnitt 11. 


Verhalten des Verſicherten nach dem Brande. 


56. 

Bei entſtehenden Brandunfällen iſt 25 Verſicherte verpflichtet, ſowohl der Direktion 
als auch dem Bezirks⸗Kommiſſarins davon binnen 24 Stunden nach Dämpfung des Feuers 
Anzeige zu machen. 

Geſchieht dieſes nicht und wird durch die Unterlaſſung der Anzeige die Ermittelung 
des Schadensumfanges unmöglich gemacht, fo kaun dem Verſicherten nach Befund der Schuld: 
barkeit die Brandentſchädigung entzogen oder verkürzt werden. 


57. 

Vor Abſchätzung des Schadens Sc ohne Erlaubniß des Feuerkommiſſarius 
an den vom Brande betroffenen Gebäuden Veränderungen nur daun, wenn ein mit Gefahr 
verbundener Einſturz zu beſorgen iſt, vorgenommen und müſſen die vom Brande übrig ge⸗ 
bliebenen Theile vor weiterem Schaden und vor Entwendung geſchützt werden. 

4 * 
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Eine ſchuldbare Vernachläſſigung kann nach Befund der Schuldbarkeit den Verluſt 
oder die Kürzung der Brandentſchädigung nach ſich ziehen. 


Abſchnitt 12. 
Feſtſtellung des Vrandſchadens. 


Et 

Der Bezirks⸗Kommiſſarius hat ſpäteſteus innerhalb einer Woche nach der vom Brande 
erhaltenen Nachricht von Amtswegen die Feſtſtellung des Schadens herbeizuführen, zu der 
ſtets der Beſchädigte zuzuziehen iſt. 

Bei Feuerſchäden, die vorausſichtlich unter 1000 Mark betragen, kann die Beſichtigung 
allein durch den Bezirks⸗Kommiſſarius erfolgen, in allen übrigen Fällen tritt jedoch dazu das 
Bezirks⸗Komité zuſammen. 

Dieſes kann außerdem bei Partialſchäden in ſchwierigeren Fällen auch noch einen Wer 
eidigten Sachverſtändigen ($ 15) zuziehen; die Koſten dafür trägt ſtets der Beſchädigte. 

ER 

Die Verhandlungen über die Beſichtigung und Schätzung des Brandſchadeus, 
ſowie über die Feſtſtellung der für die Societät ſonſt erheblichen Umſtände des Brandes ſind 
von dem Kommiffarins nach den von der Direktion zugefertigten Formularen an Ort und Stelle 
aufzunehmen, von dem Beſchädigten und dem Bezirks⸗Komité zu vollziehen und der Direktion 
ſofort einzuſenden. 

§ 60. 

Bei Feſtſtellung des Brandſchadens iſt die Unterſuchung zuvörderſt darauf zu richten, 
ob das betreffende Gebäude zur Zeit des Brandes noch ſo viel werth war, als die Ver⸗ 
ſicherungsſumme beträgt. 

Im Zweifel ſind darüber auf Grund des Kataſters, einer etwa vorhandenen Einſchätzung 
und nöthigenfalls durch Vernehmung von Zeugen Ermittelungen anzuſtellen. 

Ergiebt ſich bei diefen Ermittelungen ein geringerer Werth als die Verſicherungsſmume 
ſo iſt bei Feſtſtellung der Entſchädigung nur dieſer zu Grunde zu legen; auch bleibt der Be— 
ſchädigte nach Zahlung einer höheren Brandentſchädigung mit dem etwa am feine Stelle ge: 
tretenen Empfänger zur Rückerſtattung des danach zuviel erhaltenen Betrages ſolidariſch verpflichtet. 

san. 

Ein totaler Brandfchaden iſt 1 wenn alle Theile eines verſicherten Gebäudes 
entweder vernichtet, oder doch fo beſchädigt find, daß durch Erſetzung oder Reparatur 
derſelben das Gebäude nicht wieder in den vorigen Staud gebracht werden kann. 

Die ganze Verſicherungsſumme gilt dann als Entſchädigung durch den Augenſchein 
für feſtgeſtellt, inſofern nicht ein geringerer Werth des Gebäudes ermittelt iſt. 


62. 

Iſt nur eine Vernichtung oder 9 0 einzelner Gebäudetheile, alſo ein 
Partialſchaden eingetreten, ſo iſt zu ermitteln, welcher Theil des verſicherten Gebäudes ſeinem 
Werthe nach durch den Brand vernichtet oder unbrauchbar geworden iſt, indem derſelbe Theil 
der Verſicherungsſumme die Brandvergütung ausmacht. 

Bei Beſchädigungen unter 1/20 der Verſicherungsſumme des Gebäudes ſind aber nur 
die Koſten der Wiederherſtellung zu ermitteln, welche in dieſem Falle als Entſchädigung be⸗ 
willigt werden. 

63. 


8 
Bei Total- ſowie Partial⸗Schäden iſt der Werth der übrig gebliebenen Materialien, 
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ſoweit dieſelben anderweitig bei Bauten und Reparaturen verwendbar ſind, von der 
Entſchädigungsſumme in Abzug zu bringen. Die übrigen nicht verwendbaren Materialien 
werden dem Beſchädigten zu den Koſten für Schuttaufräumung und Planirung überlaſſen. 


64. 

Iſt der Beſchädigte mit dem Kei der Abſchätzung nicht zufrieden, oder hat 
die Direktion gegen daſſelbe erhebliche Bedenken und wird von ihr nach erfolgter Sach: 
prüfung die Vergütung anderweit feſtgeſtellt, fo ſteht dem Beſchädigten dagegen nach 8 83 die 
Beſchwerde zu oder es tritt auf ſeinen Antrag das im § 39 angeordnete Entſcheidungsverfahren 
ein, falls dieſer Antrag binnen der einmonatlichen Friſt geſtellt worden. 

Auch die Direktion kann ihrerſeits das obige Verfahren während der nämlichen Friſt 
anordnen. Bei der auf dieſe Weiſe feſtgeſtellten Schadensſumme hat es endgültig ſein Bewenden. 

Die Koften des Verfahrens find vor dem Beſchädigten zu tragen, wenn die ſo 
ermittelte Schadensſumme die von der Direktion zugeſtandene Brandvergütung nicht wenigſtens 
um die halbe Mehrforderung des Beſchädigten überſteigt; andernfalls hat die Societäts⸗Kaſſe 
die Koſten zu zahlen. 


Abſchnitt 13. 
Umfang der Erſatzverbindlichkeit der Sorietät. 


§ 65. 

Die Braudſchadenvergütung wird für alle nach den Vorſchriften des Reglements 
ausgemittelten Beſchädigungen der verſicherten Gebäude durch Fener geleiſtet, ohne daß die 
Art und der Grund der Eutſtehung des Feuers, er beruhe in höherer Macht, Zufall, Bosheit 
oder Muthwillen, darin einen Unterſchied macht. Auch werden ſolche Beſchädigungen der ver⸗ 
ſicherten Gebäude vergütet, welche zwar nicht durch den Brand ſelbſt, aber durch nothwendige 
Hilfeleiſtung beim Löſchen des Feuers oder zur Verhütung weiterer Ausbreitung deſſelben ver⸗ 
urſacht ſind. 

8 66. 

Vergütet werden auch Beſchädigungen durch Blitz, wenn derſelbe nicht gezündet, 
ſondern nur zertrümmert hat. 

Schäden aber, welche durch Erdbeben, Orkane und ähnliche Naturereigniſſe, durch Pulver⸗ 
oder andere Exploſionen verurſacht ſind, werden nur dann vergütet, wenn ein ſolches Ereiguiß 
Feuer veranlaßt hat, und die Schäden alfo ſelbſt Brandſchäden find. 


§ 67. 
Keine Brandvergütung wird von der Direktion geleiſtet: 

1. wenn das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt oder vou ſeinem Ehegatten vor⸗ 
ſätzlich verurſacht oder — ſei es auf Geheiß, ſei es mit Wiſſen und Willen 
eines der Ehegatten — von einem Dritten angelegt iſt, 

2. wenn der Beſchädigte in böswilliger Abſicht, um die Feſtſtellung des Braud⸗ 
ſchadens zu beeinträchtigen, die vorgeſchriebene Anzeige verabſäumt oder 
Veränderungen in dem Zuſtande nach dem Brande vorgenommen oder zu⸗ 
gelaſſen hat, 

3. wenn das Gebäude von dem Beſchädigten noch bei einer anderen Geſellſchaft 
gegen Feuersgefahr verſichert war, und 

4. wenn der Beſchädigte bei dem Gebrauche einer lokomobilen Dampfmaſchine 
nicht die von dem 33. General⸗Landtage der oſtpreußiſchen Landſchaft feſt⸗ 
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gefegten Bedingungen“) genau erfüllt hat, falls nicht vom Beſchädigten nach 
dem endgültigen Befinden der Direktion der vollſtändige Beweis für eine 
anderweite Entſtehungsurſache des Feuers erbracht iſt. 

Erfolgt in dem Falle zu 1 die Beſtrafung des Beſchädigten oder ſeines Ehegatten 
erſt nach Auszahlung der Brandvergütung, ſo iſt die Societät berechtigt, die Rückerſtattung 
des gezahlten Betrages nebſt 5 Procent Zinſen ſeit dem Zahlungstage vom Beſchädigten und 
von dem etwa an deſſen Stelle getretenen Empfänger des Geldes bei ſolidariſcher Verhaftung 
derſelben zu fordern. 

§ 68. 

Gekürzt werden die Brandvergütungen: 

1. um den zwanzigſten Theil bei dem Brande von Gebäuden während des Ge⸗ 
brauchs einer lokomobilen Dampfmaſchine ſelbſt bei Beobachtung der vorge⸗ 
ſchriebenen Bedingungen, wenn nicht vom Beſchädigten nach dem endgültigen 
Befinden der Direktion der vollſtändige Beweis für eine anderweite Ent⸗ 
ſtehungsurſache des Feuers erbracht ift; 

2. um den zwanzigſten Theil, wenn das Feuer durch den Brand eines Getreide,, 
Stroh-, Rohr⸗ oder Heuberges (Schober, Miete) verurſacht iſt, der von 
einem Gebäude mit feuerſicherer Bedachung unter 10 oder von einem 
Gebäude mit nicht feuerſicherer Bedachung unter 20 Meter entfernt 
ſtand, und 

3. um drei Viertel, wenn ein Gebäude zur Zeit des Brandes unbewohnbar oder 
unbenutzbar geweſen iſt. 

Für Gebäude, die zum Abbruch verkauft oder nachweislich beſtimmt waren, wird die 
Brandvergütung nur nach dem Werthe der Materialien geleiſtet, den der Beſchädigte nachzu⸗ 
weiſen hat. 

Gabi 

Iſt der Brand durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten ſelbſt oder feines 
Ehegatten, oder iſt das Feuer von anderen Mitgliedern ſeiner Familie, von ſeinem Geſinde 
oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf deshalb die Zahlung der Brandver- 
gütung von Seiten der Societät nicht verweigert oder vorenthalten werden. 


) Die Lokomobile muß: 

1. nach Wahl des Beſitzers mit einem patentirten Petzold'ſchen Feuerlöſch⸗Apparat oder 
einem Funkenfänger⸗Apparat von Garrett and Sons (Patent Graham's Syſtem, eng⸗ 
liſch) oder C. L. Strube in Buckau — eigenes Patent — oder, falls in Zukunft 
noch anerkannt beſſere oder ebenſo ſichere Apparate erfunden und deren Anwendung 
von der General⸗Feuer⸗Societäts⸗Direktion geſtattet werden ſollten, mit dieſen ver⸗ 
ſehen ſein, 

2. von maſſiven Gebäuden mit feuerſicherem Dache, wie ſie in Klaſſe 1 verſichert werden, 
mindeſtens 6 Meter, 

3 von anderen Baulichkeiten und Getreidediemen mindeſtens 10 Meter und 

4. von Vorräthen leicht brennbarer Gegenſtände: Stroh, Dünger, Reiſig, Holz ꝛc. mindeſtens 
19 Meter — mit Ausnahme des eintägigen Bedarfs an Brennmaterial — entfernt 
aufgeſtellt werden und bleiben; 

5. der Aſchkaſten der Lokomobile muß mit Waſſer gefüllt erhalten werden und neben 
derſelben ein mit Waſſer gefülltes Gefäß, in welches die Schlacken zu werfen ſind, ſtehen; 

6. die Lokomobile iſt, ſobald ihr Gebrauch aufhört oder unterbrochen wird, abzufahren, oder 
zu bewachen, oder das Feuer darin zu löſchen; das Feuer herauszuziehen iſt nur bei 
einer Exploſionsgefahr der Lokomobile, durch Waſſermangel herbeigeführt, erlaubt, 
jedoch iſt das in ſolchem Falle herausgezogene Feuer ſofort zu löſchen. 

Wenn dieſe Bedingungen nicht erfüllt werden, ſo tritt die Verſicherung vom 
Auffahren der Lokomobile an bis 24 Stunden nach dem Abfahren außer Kraft. 
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Der Societät bleibt aber der Anſpruch auf Rückgewähr nach den allgemeinen Geſetzen 
inſoweit vorbehalten, als dem Verſicherten in ſeinen eigenen Handlungen oder in der haus⸗ 
väterlichen Beaufſichtigung eine grobe Verſchuldung zur Laſt fällt. 

§ 70. 

Ob und wieweit ſonſt die Societät gegen einen Dritten, welcher den Ausbruch 
des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Prozeſſes auf Entſchädigung klagen könne, wird nach 
den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen beurtheilt. 

Alle Rechte und Anſprüche auf Schadenserſatz aber, welche dem Verſicherten ſelbſt 
gegen einen Dritten zuſtehen würden, gehen in Höhe des Betrages der von der Societät 
geleiſteten Brandentſchädigung kraft der Verſicherung auf die Societät über. 


g 71. 
Alle Anſprüche des Verſicherten auf Entſchädigung, welche wegen Kriegsſchäden 
aus diesſeitigen Staatsfonds oder von auswärtigen Staaten gewährt wird, gehen kraft der 
Verſicherung auf die Societät inſoweit über, als dieſe die Entſchädigung bereits geleiſtet hat 
oder dafür verhaftet iſt. 


Ei 


Abſchnitt 14. 
Auszahlung der Brandentſchädigung. 
§ 72. 

Die Zahlung der Brandentſchädigung erfolgt in der Regel nicht früher, als bis 
der Verſicherte die Erklärung der zuſtändigen Staatsanwaltſchaft, daß dieſe gegen ihn oder 
feinen Ehegatten wegen vorſätzlicher Brandſtiftung nicht einſchreitet, in gerichtlichen Unterſuchungs⸗ 
fällen aber das ihn rechtskräftig freiſprechende Urtheil vorlegt und die Einwilligung oder die 
Auszahlungs⸗Bedingungen der im Lagerbuch eingetragenen Hypothekengläubiger beibringt. 

73. 

Kein Realgläubiger hat aber das Recht, aus den Brandvergütungsgeldern wider 
den Willen des Verſicherten feine Befriedigung zu verlangen, wenn und foweit dieſelben 
zu der Wiederherſtellung des verſicherten Gebäudes verwendet worden, oder wenn dieſe Ver⸗ 
wendung nach dem Ermeſſen der Direktion hinreichend ſichergeſtellt iſt. 


8 74. 

Stellt dagegen der Verſicherte das Gebäude nicht wieder her, ſo hat es bei 
den geſetzlichen Vorſchriften, die das Verhältniß des Verſicherten und feiner Realgläubiger be⸗ 
treffen, ſein Bewenden. Die Direktion iſt dann aber jederzeit befugt, die Brandſchadensgelder 
auf Koſten des berechtigten Empfängers zu hinterlegen. 

8 75. 

Die Zahlung geſchieht in der Regel an den Verſicherten und darunter iſt alle 
mal der Eigenthümer des verſicherten Gebäudes zu verſtehen, die Societät iſt aber nicht verbunden, 
ſich nach einem etwaigen Eigenthumswechſel zu erkundigen, vielmehr zahlt fie an den Beſitzer, 
welchen das Bezirks⸗Komité auf Grund des Kataſters als den Beſchädigten angiebt, wenn nicht 
ein anderer rechtzeitig dagegen Einſpruch erhoben hat. 


8816 
Die erſte Hälfte der Brandvergütung wird, vorausgeſetzt, daß deren Zahlung aus 
S 72 nichts mehr entgegenſteht, baldmöglichſt und ſpäteſtens einen Monat nach der endgül⸗ 
tigen Feſtſtellung des Brandſchadens ausgezahlt. 
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Findet eine längere Zögerung der Zahlung Datt, fo iſt die Societät von dieſem Termine 
an zu den geſetzlichen Verzugszinſen verpflichtet. 
Die zweite Hälfte wird womöglich mit der erſten zugleich gezahlt; nur wenn dieſes 
mit Rückſicht auf den zeitigen Stand der Kaſſe nicht angeht, ertheilt die Direktion dem Beſchä⸗ 
digten bei Auszahlung der erſten Hälfte einen Brandvergütungsſchein, worin ſie ihm die Zahlung 
der zweiten Hälfte mit Zinſen innerhalb Jahresfriſt zuſichert. 


Abſchnitt 15. 1 
Folgen des Brandunglücks und Wiederherſtellung des Gebäudes. 
A 
Brennt ein Gebäude gänzlich ab, ſo hört die Verſicherung deſſelben auf und die 
Beiträge ſind nur noch für das laufende Vierteljahr zu entrichten. 


Wer das Gebäude wiederherſtellt und verſichert wiſſen will, muß damit von Neuem 

in die Societät eintreten. 
§ 78. 3 

Das Gebäude kann aber auch ſchon vor feiner Wiederherſtellung verſichert werden, 
wenn der Antragſteller die Größenangaben, die Bauart, den ganzen Bauwerth und die 
Verſicherungsſumme dem Bezirks⸗Komité anzeigt, und wenn das von demſelben gutachtlich 
beſcheinigte Kataſter bei der Direktion eingeht. 

Daſſelbe gilt in Betreff neuer Gebäude von Mitgliedern der Societät. 

Ebenſo iſt die Verſicherung der zur Bauſtelle heraugeſchafften Materialien zuläſſig, 
falls deren Werthe im Kataſter genau feſtgeſtellt find; dieſe Verſicherung erfolgt ſtets in der 
dritten Klaſſe. 


— — 


8 79. | 

Iſt der Bau vollendet, fo muß dies der Verſicherte durch Einreichung einer Ze 
ſcheinigung des Bezirks⸗Kommiſſarins nachweiſen, um im Falle eines Brandes auf die volle 
Verſicherungsſumme Anſpruch zu haben. 

Wird das Baumaterial oder das Gebäude vor feiner Vollendung von einem Brande 
betroffen, ſo hat der Beſchädigte den derzeitigen Werth des Materials oder des Baues nachzu⸗ 
weiſen, indem nach Maßgabe deſſelben und der Verſicherungsſumme die Vergütung erfolgt. 

8 80. 

Bei Partialſchäden, welche über die Hälfte der Verſicherungsſumme ausmachen, 
wird das beſchädigte Gebäude wie bei Totalſchäden im Kataſter gelöſcht. 

Bei anderen Partialſchäden wird zwar die Verſicherung nicht unterbrochen, das 
beſchädigte Gebäude bleibt aber ſo lange nur mit der um die Brandvergütung gekürzten 
Verſicherungsſumme verſichert, bis die Wiederherſtellung deſſelben durch ein Atteſt des Bezirks⸗ 
Kommiſſarius mit neuer Werthbeſcheinigung nachgewieſen iſt. 


Abſchnitt 16. 

Verfahren in Befchwerde- und Streitſachen. 4 

8 81 fr 
Beſchwerden über das Verfahren der Bezirks- und Ortsbehörden, ſowie der in Socie⸗ 
tätsſachen mitwirkenden landſchaftlichen Kommiſſarien ſind an die Direktion zu richten, welche 


darüber entſcheidet. h 
Beſchwerden über die Feſtſetzungen und Entſcheidungen der Direktion ſind dem Ober⸗ 


Präsidenten der Provinz und im weiteren Verfolge dem Miniſter des Innern vorzutragen. 
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Ju allen Fällen und Inſtanzen muß aber die Beſchwerde binnen einem Monat aus⸗ 

ſchließender Friſt nach Zuſtellung der Vorentſcheidung erhoben werden. 
8 82 

Bei Streitigkeiten, welche zwiſchen der Societät und ihren Mitgliedern über gegen⸗ 
ſeitige Rechte und Verbindlichkeiten entſtehen, iſt der Rechtsweg nur dann geſtattet, wenn 
der Streit ſich auf die Frage bezieht, ob ein angeblich Verſicherter rückſichtlich eines ihn 
betreffenden Brandſchadens überhaupt als zur Societät gehörig zu betrachten, oder ihm überhaupt 
eine Brandſchadensvergütung zu verſagen ſei oder nicht. 

LE 

Für alle übrigen Streitfälle außer den vorſtehend bezeichneten, namentlich bei Streitig⸗ 
keiten über Aufnahme von Verſicherungen oder Feſtſtellung von Brandſchäden, über die 
Höhe der Brandvergütung, über die Zahlungsmaßgaben, über die zu entrichtenden Koſten und 
dergleichen findet dagegen der ordentliche Rechtsweg nicht ſtatt, ſondern es ſteht dem betheiligten 
Societätsmitgliede, welches ſich bei der Feſtſetzung der Direktion nicht beruhigen will, nur der 
Weg der Beſchwerde an die im § 81 bezeichneten Staatsbehörden offen. 

In denjenigen Fällen aber, in welchen nach SS 29, 39, AT, 53 und 64 das dort 
angeordnete Entſcheidungsverfahren binnen der einmonatlichen Friſt beantragt werden kann, bleibt 
dem betheiligten Societätsmitgliede die Wahl zwiſchen dieſem und dem Beſchwerdewege freigeſtellt. 

Iſt aber dieſe Wahl einmal getroffen, ſo behält es dabei lediglich ſein Bewenden. 


Abſchnitt 17. 
Lagerbuch. 
§ 84. 

Bei der Direktion wird nach einem von derſelben beſtimmten Formular ein Lagerbuch 
geführt, welches — nach landräthlichen Kreiſen alphabetiſch geordnet — den Stand ſämmtlicher 
Verſicherungen nachzuweiſen hat. 

§ 85. 

In dieſes Lagerbuch werden aus den von der Direktion beſtätigten Kataſtern und 
Nachtragskataſtern alle einzelen Verſicherungen, ſowie deren Veränderungen — Eintreten 
neuer oder Austreten bisheriger Theilnehmer, Erhöhung oder Herunterſetzung der Verſicherungs⸗ 
ſummen und Verſetzung aus einer Klaſſe in die andere — in die dazu beſonders beſtimmten 
Spalten eingetragen. 

Danach iſt von der Direktion auf den drei Exemplaren des Kataſters die erfolgte 
Beſtätigung und Eintragung in das Lagerbuch nach Nummer und Seite mit Siegel und 
Unterſchrift zu beſcheinigen. 

Ein Exemplar des Kataſters wird bei der Direktion zurückbehalten, das zweite dem 
betheiligten Societätsmitgliede zugefertigt und das dritte bei dem Bezirks⸗Kommiſſarius 


niedergelegt. 
Abſchnitt 18. 
Kaſſen verwaltung. 
§ 86. 
In der Feuerſocietäts⸗Kaſſe werden die laufenden Kaſſengeſchäfte nach der von der 
Direktion gegebenen Dienſtanweiſung erledigt. 
§ 87. 
Alle Zahlungen ohne Unterſchied müſſen bei der Direktion nachgeſucht und gerechtfertigt, 
nach erfolgter Prüfung aber von derſelben feſtgeſetzt und angewieſen werden. 
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8 88. 
Die Kaffe ift regelmäßig in jedem Monat zu revidiren, außerdem aber wenigſtens 
einmal jährlich einer außerordentlichen Reviſion zu unterziehen. 
Die ordentlichen Reviſionen liegen dem Kaſſenkurator ob; außerordentliche Reviſionen 
kann aber ſowohl die Direktion, als auch der Königliche Kommiſſarius veranlaſſen. 


Ser 

Am Schluſſe des Jahres wird auf Grund der vorjährigen Heberolle und der über 
Zur und Abgang gefertigten Vierteljahrsabſchlüſſe eine neue Heberolle aufgeſtellt, welche — 
nach landräthlichen Kreiſen alphabetiſch geordnet — die Hauptſummen der für dieſes Jahr 
beſtandenen Verſicherungen jeder einzelnen Klaſſe nachweiſt. 

Außerdem werden in einer Nachweiſung die Brandſchäden dieſes Jahres mit dent 
vollen bewilligten Vergütungsbetrage jeder einzelnen Klaſſe und alle ſouſtigen im Laufe des 
Jahres verfügten Zahlungen nach den Hauptſummen der verſchiedenen Titel aufgeführt. 

Auf Grund dieſer Heberolle und dieſer Nachweiſung wird durch Beſchluß der Direktion 
gemäß SS 46 und 49 die Höhe der Jahresbeiträge endgültig feſtgeſetzt und werden die 
hiernach für jede Verſicherung berechneten Beiträge in der Heberolle nachgetragen. 


§ 90. 

Die Ausſchreibung der jährlichen Beiträge iſt an alle in der Heberolle für dieſes 
Jahr aufgeführten Güter und Ortſchaften zu erlaſſen. In jedem Ausſchreiben werden die 
Verſicherungen, die Prozentſätze und die Beiträge des betreffenden Gutes oder der Ortſchaft 
nach den einzelnen Klaſſen angegeben, und iſt dem Ausſchreiben gleichzeitig ein gedrucktes 
Exemplar der Jahresnachweiſung mit dem Bemerken beizufügen, daß die Jahresrechnung an 
gewiſſen, jedesmal zu beſtimmenden Tagen zur näheren Einſicht der Verſicherten bei der Direktion 
bereit liegen wird. 


9 
Die Ortsvorſtände haben die GER auf Grund der Ausſchreibungen, welche 
ihnen von der Direktion für die Verſicherten der ganzen Ortſchaft zugefertigt werden, denſelben 
die auf fie treffenden Beiträge bekannt zu machen und ſie zu deren ungeſäumter Berichtigung 
aufzufordern, die bis zum 1. April rückſtändig gebliebenen Beiträge der Direktion behufs 
Beitreibung anzuzeigen und die eingezogenen Beiträge pünktlich zur Kaſſe abzuführen. 


8 92. 

Die Kaſſe legt jährlich eine förmliche und vollſtändige Rechnung ab, welche von 

der Direktion geprüft wird und die dann gemäß BS 17, 18 der Reviſion des landſchaft⸗ 
lichen Rechnungs⸗Ausſchuſſes und General⸗Landtages unterliegt. 


Seat 
Die Kaſſeneinnahme wird auf folgende Weiſe gerechtfertigt: 

1. das Soll der jährlichen Beiträge wird durch die Heberolle und das Soll der 
Annahmebeiträge durch ein auf das Lagerbuch gegründetes Atteſt der Direk⸗ 
tion belegt; 

2. alle außerordentlichen Einnahmen müſſen durch beſondere Vereinnahmungs⸗ 
Verfügungen der Direktion gerechtfertigt werden; 

3. wenn wider Erwarten Beiträge im Rückſtande bleiben, ſo ſind ſolche Reſte durch 
beſondere Beſcheinigungen und, falls ſie gar uneinziehbar werden ſollten, 
durch beſondere Niederſchlagungs⸗Verfügungen der Direktion nachzuweiſen. 


deen EN 
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S 94. 
Bei der Kaſſenausgabe iſt die Hauptpoſt „an bezahlten Brandvergütungsgeldern“, 
ſowie jede andere nicht feſtſtehende Ausgabe an Prämien, Gebühren, Unkoſten bei Schadens⸗ 
feſtſtellungen, Reviſionen und dergleichen durch förmlich ausgefertigte Feſtſetzungsverfügungen 
und Zahlungsanweiſungen der Direktion, ſowie durch kaſſeumäßige Quittungen der Empfänger 
oder, ſoweit es geſetzlich zuläſſig iſt, durch Poſtſcheine zu belegen. 
Die feſtſtehenden Verwaltungsausgaben, wie Gehalte und dergleichen werden durch den 
vom General⸗Landtage genehmigten Etat und durch kaſſenmäßige Quittungen gerechtfertigt. 
92. 
Im Uebrigen find die Jahresvehmmgen in folgender Form anzulegen: 
1. bei der Einnahme ſind in dem erſten Titel die jährlichen Beiträge für 
jede Klaſſe geſondert mit Angabe der Geſammtverſicherungsſumme dieſer 
Klaſſe und des feſtgeſetzten Prozentſatzes in Rechnung zu ſtellen, während 
die Annahmebeiträge in dem zweiten Titel in einer Geſammtſumme verein⸗ 
nahmt werden können; 
2. bei der Ausgabe muß in dem erſten Titel an bezahlten Brandvergütungs⸗ 
geldern jeder einzelne Brandunfall namentlich aufgeführt und in beſonderen 
Spalten die Verſicherungsſumme und die Beitragsklaſſe des Gebändes, 
ſowie die Summe der gezahlten Entſchädigung verzeichnet werden. 


Abſchnitt 19. 
Reſervefonds. 
§ 96. 

Der Reſervefonds wird gebildet: 

1. aus dem bei Auflöſung der ehemaligen Land⸗Feuer⸗Societät im Jahre 1839 
der diesſeitigen Societät überwieſenen Beſtande und den bisherigen Reparti⸗ 
tionsüberſchüſſen, 

2. aus den eingehenden Strafen, Strafbeiträgen und anderen außerordentlichen 
Einnahmen, 

3. aus ſeinen eigenen Zinſen, den Zinſen der Annahmebeiträge und den Verzugs⸗ 
zinſen von den Jahresbeiträgen und 

4. aus den Ueberſchüſſen der Jahresbeiträge, 
inſoweit die Zinſen zu 3 und die Ueberſchüſſe zu 4 nicht gemäß § 99 zur 
Wiedererſtattung von Zuſchüſſen aus dem Reſervefonds verwendet find oder 
nach Beſtimmung der Direktion zu den Ausgaben folgender Jahre beſonders 
zurückgeſtellt werden. 

8 97. 

Die Direktion iſt ermächtigt, dieſes Societätsvermögen nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen des § 39 der Vormundſchafts-Ordnung vom 5. Juli 1875 anzulegen. Die ſonſt 
verfügbaren Kaſſenbeſtände dürfen auch bei der oſtpreußiſchen landſchaftlichen Darlehnskaſſe zinsbar 
belegt werden. 

8 98. 

Der Reſervefonds dient gleich den Annahmebeiträgen ($ 42) als Vorſchußfonds der 
Societät. 

Gr 

Reichen in einem Jahre die ordentlichen Beiträge zur Deckung der Ausgaben nicht 
hin, ſo kann die Direktion dazu einen Zuſchuß aus dem Reſervefonds entnehmen. 


ie 
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Es bleibt aber ein jeder ſolcher Zuſchuß, ſoweit derſelbe nicht nach Beſtimmung der 
Direktion aus den Ueberſchüſſen früherer Jahresbeiträge gedeckt iſt, in einer Friſt von längſtens 
fünf Jahren und zwar, falls erforderlich, durch Ausſchreibung und Einziehung eines Zuſchlages 
( 49) dem Reſervefonds wieder zu erſtatten. 


§ 100. 

Die Direktion wird auch ermächtigt, zur Verſtärkung des Reſervefonds ein zins freies 
baares Darlehn von 500000 Mark aus dem eigenthümlichen Fonds der oſtpreußiſchen Landſchaft 
aufzunehmen und nach drei Jahren mit drei Prozent jährlich zu amortiſiren. 

Wird dieſes Darlehn gewährt, jo muß der Reſervefonds ſtets einen Beſtand von 
500000 Mark behalten. 

§ 101. 

Der Reſervefonds, ſowie die nach 8 96 zu 3 und A zurückgeſtellten Zinſen und 
Ueberſchüſſe ſind Eigenthum der Societät und die ausſcheidenden Mitglieder haben an den- 
ſelben keinen Anſpruch. 

8 102. 

Bei einer etwaigen Auflöſung der Societät oder bei dem Uebergang der Societät 
in eine andere Verwaltung, als die landſchaftliche iſt zunächſt das nach § 100 von der oſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft gewährte Darlehn an dieſelbe mit dem ganzen noch nicht amortiſirten Reſte 
baar zurückzuzahlen. 

Im Uebrigen wird das Societätsvermögen nach Erfüllung ſämmtlicher Societäts⸗ 
verpflichtungen an die alsdann vorhandenen Verſicherten nach Verhältniß ihrer Verſicherungs⸗ 
beträge vertheilt. 

Dagegen werden diejenigen Summen, welche zur Sicherſtellung der Penſionen und 
ähnlicher künftiger Ausgaben von ungewiſſer Dauer noch haben zurückbehalten werden müſſen, 
ſeiner Zeit mit ihren etwaigen Reſtbeträgen an den eigentümlichen Fonds der oſtpreußiſchen 
Landſchaft zu deſſen Eigenthum abgeführt. 


Abſchnitt 20. 
Rückverſicherung. 
$ 108. 
Die Direktion iſt befugt, bei Verſicherungsanſtalten, welche zu dergleichen Geſchäften 
im preußiſchen Staate ermächtigt find, Rückverſicherung zu nehmen. 


Abſchnitt 21. 
Bewilligung von Prämien. 
8 104. 
Für vorzügliche Auszeichnung beim Löſchen eines die Societät betreffenden Brandes 
gewährt dieſelbe nach freiem Ermeſſen der Direktion eine Prämie bis zur Höhe von 100 Mark 
und für die Entdeckung einer Brandſtiftung eine Prämie bis zur Höhe von 500 Mark. 


§ 105. 
Alle Feuerſpritzen (Druckſpritzen), welche im Gebrauch zum Löſchen des Feuers an den 
bei der Societät verſicherten Gebäuden beſchädigt ſind, werden auf Koſten der Societät wieder 
in Stand geſetzt. e 
Doch müſſen dergleichen Anſprüche binnen einer ausſchließenden Friſt von einem 
Monat ſeit dem Tage des Brandes zur Kenntniß der Direktion gebracht und bei der letzteren 
demnächſt gerechtfertigt werden. 


A 
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§ 106. 

Die Anſchaffung aller Spritzen mit Ausnahme der Handſpritzen wird von der 
Societät mit 50 Prozent ihres Werthes bis zum Höchſtbetrage von 500 Mark prämürt, 
inſofern der betreffende Antrag bei der Direktion vor Ablauf von ſechs Monaten ſeit der An⸗ 
ſchaffung eingeht. Der General Landtag hat darüber zu befinden, welche Summe jährlich zur 
Prämiirung von Spritzen aufgewendet werden darf. 


8 107. 
Die Direktion iſt befugt, zur Förderung gehörig organiſirter Feuerwehren Beihilfen 
zu bewilligen. 


Abſchnitt 22. 
Haltung von Löfchgeräthen. 
§ 108. 
Den polizeilichen Vorſchriften unbeſchadet ſind die Verſicherten gegen die Societät 
verpflichtet, folgende Löſchgeräthe ſtets in brauchbarem Stande zu erhalten: 

1. bei jedem nicht feuerſicher gedeckten Wohnhauſe eine Leiter, die bis an die 
Firſt reicht, 

2. zu jedem Schornſtein einen Eimer von Leder, Hauf oder Metall, 

3. auf drei Gebäude einen Feuerhaken, 

4. auf die kleinſte Ortſchaft und auf je ſechs Gebäude einen Waſſerküwen (Kufe), 
wobei ein Räderküwen die Stelle von zwei gewöhnlichen Feuerküwen ver— 
treten kann, und 

5. auf jedem Gehöft eine bewegliche Feuerleiter. 

Soweit dieſe Löſchgeräthe bei dem Brande erweislich gefehlt haben, ſind für 


e 10 Mark, 
den Güner e 3 Mark, 
e) den Feuerhaken ... 3 Mark, 
d) den Wafferfümen . . . 30 Mark 


als Ordnungsſtrafe zur Societätskaſſe einzuziehen. 


Abſchnitt 23. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


109. 

Dieſes revidirte Reglement tritt SS dem 1. Jaunar 1887 in Kraft. 

Mit dieſem Zeitpunkte verliert unbeſchadet der laut SS 1—3 in Bezug genommenen 
Beſtimmungen das Reglement vom 30. December 1837 nebſt den dazu ergangenen Nachträgen 
ſeine Geltung. 

Der Direktion liegt es ob, bis zum 31. December 1889 die neue Kataſtrirung der 
bisher bei der Societät verſicherten Gebäude, ſoweit dieſelbe nicht bereits auf Antrag der 
Verſicherten erfolgt, nach ihrem ſelbſtſtaudigen Ermeſſen anzuordnen und durchzuführen. 

Von der Geſetzeskraft dieſes revidirten Reglements an dürfen keinerlei Nachtragskataſter 
zu den vorher beftätigten Kataſtern mehr vorgelegt, ſondern es müſſen neue Kataſter einge— 
reicht werden. 
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